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Die Ergebnisse der Reichs-Post- und Telegraphen- 
verwaltung während der Jahre 1896 bis 1900. 


Mit grofser Freude werden unsere Berufsgenossen vom Inhalte des in Nr. 62 
des Amtsblatts vom verg. J. veröffentlichten Allerhöchsten Erlasses Kenntnifs 
genommen haben, worin Seine Majestät mit huldvollen Worten den Ergeb- 
nissen der Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung während der Etatsjahre 
1896 bis 1900 volle Anerkennung gezollt und den Herrn Reichskanzler er- 
mächtigt hat, »allen Betheiligten für ihre treue und erfolgreiche Arbeit« Aller- 
höchstseinen Dank auszusprechen. Wir glauben den Wünschen unserer Leser 
nachzukommen, wenn wir jenem, den Zeitraum vom ı. April 1896 bis 
31. März ıgoı umfassenden Verwaltungsbericht eine Reihe besonders hervor- 
tretender Einzelheiten entnehmen; spiegelt sich doch in ihnen deutlich wieder, 
wie die aufsteigende Bewegung in allen Zweigen des Reichs-Post- und Tele- 
Sraphenwesens, auf die vor fünf Jahren, bei Erstattung des damaligen Be- 
nichts, mit Genugthuung hingewiesen werden konnte, in dem neuen Lustrum 
angehalten hat. Ein fortgesetzter innerer Ausbau und eine stetig fortschreitende 
Entwickelung der Post- und Telegraphen-Einrichtungen sind in ihrer wohl- 
fahrtfördernden Wirksamkeit allen Schichten der Bevölkerung zu Gute ge- 
kommen. Post und Telegraphie haben, wie es in den Vorbemerkungen heifst, 
die wirthschaftliche Machterweiterung gefördert und durch weitausschauende 


a ) Aus den Kreisen der Postbeamtenschaft ist vielfach geklagt worden, dais die 
ei den Jahrgang 1901 des Archivs angewendete neue Schrift sich nicht geläufig lesen 
asse und das Auge bald ermüde. Das Archiv wird daher von jetzt ab wieder mit 
den früher verwendeten Mediaevaltypen gedruckt. 
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völkerverbindende Unternehmungen bewiesen, dafs das waffengewaltige Reich 
eine Vormacht des Friedens ist und bleiben will. 

In dem fünfjährigen Zeitraum ist die Zahl der Postanstalten von 28 683 
auf 32 045, die der Reichs- Telegraphenanstalten von 13 729 auf 16 419 
gestiegen. Es entfielen 


auf je eine Postanstalt auf je eine Telegraphenanstalt 

qkm Einwohner qkm Einwohner 
1896 1595 1547 32,4 3 232 
1900 13,9 1498 SE 2 924. 


Bei Einrichtung neuer Post- und Telegraphenanstalten ist besonders den 
Bedürfnissen des flachen Landes Rechnung getragen worden. Den Interessen 
der Landesvertheidigung und den allgemeinen Wohlfahrtszwecken ist durch 
die Eröffnung von neuen Telegraphenanstalten in den Grenz- und Küsten- 
gebieten sowie in den Ueberschwemmungsgebieten der gröfseren Flüsse gedient 
worden. 

Den im Jahre 1894 errichteten Seetelegraphenanstalten in Borkum, 
Helgoland und Rixhöft sind diejenigen in Arcona, Borkum Riff, Bülk, Hoher- 
weg, Marienleuchte, Rothersand und Wangeroog hinzugetreten. 

Drei wichtige Post- und Telegraphengesetze, bedeutungsvoll für die 
gesunde Weiterentwickelung des Post- und Telegraphenwesens, sind im De- 
zember 1899 verabschiedet worden. Das Gesetz, betr. einige Aende- 
rungen von Bestimmungen über das Postwesen, hat die Privat- 
Briefbeförderungsanstalten beseitigt, das Postregal auf die Briefsendungen des 
Ortsverkehrs erweitert und den Postzwang auf den Ortsverkehr ausgedehnt; 
auch ist den Wünschen und Bedürfnissen des Publikums entsprechend das 
Briefporto reformirt sowie der Zeitungstarif völlig umgestaltet worden. 

Das Telegraphenwege- Gesetz hat das Recht der Telegraphenverwaltung 
auf die Benutzung der Verkehrswege für Telegraphen- und Fernsprechlinien 
festgelegt; durch die Fernsprechgebühren-Ordnung ist die Berechnung 
der Gebühren für Fernsprechanschlüsse auf rationelle Grundlage gestellt worden. 

Wir können uns an dieser Stelle versagen, auf die Erwägungen, die zu 
den genannten Gesetzen geführt haben, sone auf deren Ziele und Festsetzungen 
näher einzugehen, weil frühere Aufsätze des Archivs (vgl. Jahrg. 1899 und 1900) 
den Gegenstand eingehend behandelt haben. Hervorheben wollen wir nur noch, 
dafs im Anschlufs an die gesetzliche Reform der Zeitungsgebühren die Bedin- 
gungen und Gebühren für die Versendung aufsergewöhnlicher Zeitungsbeilagen 
und die Gebühren für das Abtragen der durch die Post bezogenen Zeitungen 
im Verordnungswege neu geregelt, ferner dafs auf Grund der dem Reichs- 
kanzler gesetzlich ertheilten Ermächtigung: die Bedingungen für die Benutzung 
der Fernsprecheinrichtungen und alle minder wichtigen Fernsprechgebühren 
festzusetzen, Ausführfingsbestimmungen zur Fernsprechgebühren- 
Ordnung erlassen worden sind, nachdem bereits vorher die Bestimmungen 
über die Zulassung von Nebenanschlüssen ergangen waren. Die Ein- 
richtung von Nebenanschlüssen wird voraussichtlich von entscheidendem Ein- 
flufs auf die Entwickelung des Fernsprechwesens sein, weil eine Leitung auch 
noch für mehrere Nebenanschlüsse dient, die gegen ermäfsigte Gebühren ver- 
miethet werden. 

In Mitwirkung bei Durchführung der sozialpolitischen Reichsgesetze 
hat die Post alljährlich bedeutende Beträge ausgezahlt, die im Jahre 1900 auf 
nahezu 150 Millionen Mark gestiegen sind und jedes Jahr noch erheblich zu- 
nehmen. In wie aufserordentlichem Mafse die Thätigkeit unserer Verwaltung 
Auf diesem Gebiet in die Höhe gegangen ist, ergiebt sich auch daraus, dafs 
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die Gesammtabrechnung mit den Berufsgenossenschaften und Ausführungs- 
behörden sowie mit den Versicherungsanstalten und besonderen Kassenein- 
richtungen erforderlich machte: 


1896 1900 
Einzelabrechnungen...... 4 672 6347 
mit Abrechnungsposten.. 817 000 1 389 842 
pndyBeligema saagi 6 909 378 11 479 898. 


Zur Ausfertigung von Zahlungsanweisungen waren Ende März 1901 befugt: 
für Unfallentschädigungen 113 Berufsgenossenschaften und 453 Aus- 
führungsbehörden, 
für Invalidenbezüge (Altersrenten, Invalidenrenten, Krankenrenten und 
Beitragserstattungen) 31 Versicherungsanstalten und o besondere Kassen- 
einrichtungen. 


Die Auszahlung der Unfallentschädigungen und Invalidenbezüge hat trotz 
der Schwierigkeiten, die das Zusammendrängen der Geschäfte auf den Monats- 
anfang verursacht, ordnungsmäfsig bewältigt werden können. 


An Versicherungsmarken wurden von den Reichs-Postanstalten verkauft: 


Gg 2 3 2A 421 347 761 Stück im Werthe von 89 469 300 Mark, 
epes 421031064 - - - - 103 920398 - 


(Der Rückgang der Stückzahl ist durch die Einführung von Versicherungs- 
marken für 2 und ı3 Wochen bedingt.) 

Die Beamtenverhältnisse sind zur Zeit in der Umbildung begriffen. 
Der bisherigen, seit 1871 unverändert gebliebenen Organisation lag der Ge- 
danke zu Grunde, dafs die höhere Laufbahn von der mittleren streng zu 
trennen sei. In der Folge gestalteten sich jedoch die Verhältnisse so, dafs 
vielfach bei denselben Verkehrsanstalten für gleichartige Dienstleistungen 
Beamte der höheren und der mittleren Laufbahn verwendet werden mufsten, 
was mannigfache Unzuträglichkeiten im Gefolge hatte; zudem brach sich mehr 
und mehr die Ueberzeugung Bahn, dafs, wie den Militäranwärtern, so auch 
den aus den Zivilanwärtern hervorgegangenen Assistenten die besser besoldeten 
Stellen des mittleren Dienstes zugänglich zu machen seien. Die geplante Neu- 
ordnung schliefst sich im allgemeinen der Beamtenorganisation an, die bei den 
übrigen Verwaltungen des Reichs und bei denen in Preufsen und anderen 
Bundesstaaten schon jetzt besteht. Die neuen Vorschriften über die Annahme 
und Anstellung von Anwärtern der mittleren Laufbahn sind bekanntlich be- 
reits am 1. Januar 1900 in Kraft getreten. Bis Ende März 1901 hatten schon 
104 Assistenten und Postverwalter, deren Laufbahn sonst abgeschlossen ge- 
wesen wäre, durch Bestehen der Sekretärprüfung sich die Aussicht auf weitere 
Beförderung erworben. Auch die Bestimmungen über die Versorgung der 
Militäranwärter in Beamtenstellungen der Postverwaltung sind anderweit 
geregelt worden. Früher waren die Telegraphenassistentenstellen zu ?/,, die 
Postassistenten- und Postverwalterstellen zu 1/ den Militäranwärtern vorbehalten. 
Seit Januar 1900 bilden sämmtliche Stellen für Assistenten und Postverwalter 
eine einzige Gruppe; °/, der Stellen entfallen auf Militäranwärter nnd sau, 
Zivilanwärter. Hierdurch und durch die Neuordnung der mittleren Laufbahn 
hat sich die Zahl der den Militäranwärtern bei der Post- und Telegraphen- 
verwaltung zugänglichen Stellen nach dem gegenwärtigen Stande um mehr als 
3600 erhöht. 

‚ Die Bestimmungen über die Gestaltung der höheren Laufbahn sind noch 
nicht ergangen. Vorerst werden, wie bekannt, Anwärter für die höhere Lauf- 
bahn nicht eingestellt, da durch die nach den früheren Vorschriften ange- 
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nommenen und in bisheriger Weise zu befördernden Posteleven der Bedarr 
noch gedeckt ist. 

Die Verwendung weiblicher Personen als Postgehülfinnen und Tele- 
graphengehülfinnen hat sich bewährt; solche Gehülfinnen waren Ende März oo) 
498 und 7628 vorhanden. 

Die Dienstverhältnisse verschiedener Beamten- und Unterbeamienklassen 
sind durch starke Vermehrung der etatsmäfsigen Stellen und frühere Ver- 
leihung der unkündbaren Anstellung günstiger gestaltet worden: im Berichts- 
zeitraume wurden 22 896 etatsmäfsige Stellen für Beamte und Unterbeamte 
neu in den Etat eingestellt und die Verhältnifszahl der etatsmäfsigen zu den 
nicht etatsmäfsig angestellten Beamten hat sich zu Gunsten der etatsmäfsigen 
Beamten bedeutend gebessert. Durch die im Jahre 1899 eingerichteten ge- 
hobenen Dienststellen für Unterbeamte, deren Zahl inzwischen auf 8000 
vermehrt wurde, ist befähigten und strebsamen Unterbeamten Gelegenheit 
geboten, eine höhere Stelle und damit ein höheres Diensteinkommen zu er- 
langen. 

Das Arbeitsmafs der Beamten und Unterbeamten ist, unter Aufwendung 
gröfserer Mittel, wesentlich herabgesetzt worden. 

Die im Jahre 1890 begonnene allgemeine Gehaltsaufbesserung ist 
im allgemeinen zum Abschlusse gebracht worden. Die Tagegelder der nicht 
etatsmäfsig angestellten Assistenten und der Postboten haben eine Erhöhung 
erfahren, wie auch die Vergütungen der Postagenten abermals aufgebessert 
worden sind. Auch ist vielen Beamten und Unterbeamten, nachdem zahlreiche 
Orte in höhere Servisklassen versetzt worden sind, ein höherer Wohnungs- 
geldzuschufs zu Theil geworden. Endlich empfangen die etatsmäfsig an- 
gestellten Unterbeamten der unteren Gehaltsstufen in besonders theueren Orten 
seit 1899 Theuerungszulagen. 

Das Gesammtpersonal ist von 161 000 Köpfen (darunter 70 466 Be- 
amten) im Jahre 1896 auf 194 256 (darunter 79 875 Beamte) im Jahre 1900 
angewachsen. 

Die Bücher- und Kartensammlung des Reichs-Postamts umfafste Ende 
1900 rund 39 000 Bände und 25 000 Karten. Nach ihrer Uebersiedelung in 
den Erweiterungsbau des Reichs-Postamts im Sommer 1897 sind die Werke 
mit Hülfe zweckdienlicher technischer Einrichtungen geordneter und über- 
sichtlicher aufgestellt worden; ein gleichzeitig geschaffener geräumiger Lesesaal 
erfreut sich eifrigen Zuspruchs. Die Büchereien der Ober-Postdirektionen ent- 
hielten 52 000 Werke mit 101 000 Bänden. 

Die Bewilligung eines vierzehntägigen bis dreiwöchigen Erholungs- 
urlaubs an die etatsmäfsig angestellten Beamten und eines Erholungsurlaubs 
bis zu 10 Tagen an nicht etatsmäfsig angestellte Beamte und an Unterbeamte 
hat zum Wohlseine des Einzelnen wie zur erhöhten Leistungsfähigkeit und 
Berufsfreudigkeit im Dienste gute Früchte gezeitigt. In erfreulichem Umfange 
hat sich in den letzten Jahren insbesondere auch der Erholungsurlaub für die 
Unterbeamten weiter durchführen lassen, so dafs im Jahre 1900 75,7 v. H. 
aller etatsmäfsig’ angestellten Unterbeamten durchschnittlich 7,6 Tage und 
30,4 v. H. aller nicht etatsmäfsig angestellten Unterbeamten durchschnittlich 
s Tage Urlaub erhalten konnten. Ebenso hat sich die Verwaltung stets an- 
gelegen sein lassen, die Sonntagsruhe auszudehnen. Es gilt jetzt als Regel, 
dafs das Betriebspersonal in einem zweiwöchigen Zeitraume mindestens für 
einen Sonntag — sei es für einen ganzen Tag oder für zwei halbe Tage — 
vom Dienste frei ist. Soweit nach den Betriebsverhältnissen Beamten und 
Unterbeamten nicht öfter volle Sonntagsruhe gewährt werden kann, sollen 
sie ab und zu, etwa an jedem vierten Sonntage, ganz dienstfrei sein. 
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Den 41 Post-Krankenkassen gehörten Ende 1900 24 844 Mitglieder an. 
Trotz der eingetretenen Ermäfsigung der Beitragsätze ist es möglich gewesen, 
die Kassenleistungen zu erweitern. Während 1895 die Krankenunterstützung 
bei ı3 Kassen nur für die gesetzliche Mindestdauer von ı3 Wochen und bei 
den übrigen Kassen für 26 Wochen gewährt wurde, beträgt seit dem ı. April 1901 
die Dauer der Krankenunterstützung für die Mitglieder bei 24 Post-Kranken- 
kassen 26 Wochen und bei 17 Kassen 39 Wochen. An Gesammtausgaben 
haben die Krankenkassen 1900 379 016 Mark (gegen 251 943 Mark im Jahre 1896) 
aufgewendet, während sich ihr Vermögen am Schlusse des Jahres ı900 auf 
378 161 Mark belief; davon gehörten 368 342 Mark dem Reservefonds an. 

Das Vermögen der Kaiser Wilhelm-Stiftung für die Angehörigen der 
Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung betrug Ende März 1896 588 700 Mark 
in Hypotheken und Werthpapieren sowie 32 600 Mark in Dokumenten für 
2 Freistellen im Zivil- Waisenhause zu Potsdam und weitere 50 ooo Mark in 
Dokumenten über die Erwerbung von 5 Freistellen im Wilhelmsstifte zu 
Charlottenburg. Das Vermögen der Stiftung ist durch Zuwendungen und 
Geschenke derart gewachsen, dafs es Ende März ıg901 634 700 Mark in Hypo- 
theken und Werthpapieren betrug, mit Ausschlufs der schon aufgeführten 
32 600 Mark und soooo Mark in Dokumenten. 

Aus den Einkünften der Stiftung sind 124 553 Mark gewährt worden, 
nämlich: 


an Reisestipendien für 23 Beamte .....2. 222. 2.2.2... 21 600 Mark, 
an Studienstipendien für Angehörige von Beamten und 
Unterbeamtengın®1se@Baällen®..... 2... 00... 0 29 190 
an Unterstützungen für Beamte und Unterbeamte und 
deren Hinterbliebene in 1074 Fällen zusammen ..... 73,708 


Das Vermögen der Post-Unterstützungskasse betrug Ende März ı901 
993 650 Mark; aus dieser Kasse wurden ı900 11 952 Personen unterstützt. 

Bei den Spar- und Vorschufsvereinen für Angehörige der Reichs- 
Post- und Telegraphenverwaltung sind in der Berichtsperiode gestiegen: 

die Mitgliederzahl von 110963 auf 138 854; ` 

- Summe der Jahresbeiträge von 7906 639 Mark auf 10 954 833 Mark; 
das gesammte Guthaben der Mit- 

e Uer ert erg Se e 281805) 0605 Ben Ee 
das gesammte Vereinsvermögen von 29598478 - - 36808407 - 
Vorschüsse wurden an Vereinsmitglieder gewährt: 1896 in 34463 Fällen mit 
4 907 820 Mark, 1900 in 36 148 Fällen mit 4 640 019 Mark. An Zinsen und 
Gewinnantheilen der Mitglieder wurden 1900 gezahlt: 1336 234 Mark gegen 
1150 790 im Jahre 1896. Die Verzinsung der Einlagen der Mitglieder betrug 
1900 durchschnittlich 3,98 v. H. Der Reservefonds aller Vereine war Ende 

1900 auf 1 022 004 Mark gestiegen. 

Die Bildung von Kleiderguthaben durch Vermittelung der Post-Spar- 
und Vorschufsvereine hat viel zur Hebung der wirthschaftlichen Lage der 
Jüngeren Beamten beigetragen; Ende 1900 bezifferten sich die jährlichen Ein- 
zahlungen zu Kleiderguthaben auf über eine Million Mark. 

Die den Beamten gebotene Gelegenheit, unter Mitwirkung der Verwaltung 
auf Grund der mit einer Anzahl von Lebensversicherungs-Gesell- 
schaften abgeschlossenen Verträge Versicherungen einzugehen, ist viel be- 
nutzt worden. Die Zahl der unter Gewährung eines Prämienzuschusses aus 
der Postkasse abgeschlossenen Versicherungen von Unterbeamten betrug Ende 
1900 6731 mit einer Versicherungssumme von 8 189 000 Mark; gegenüber 
dem Stande Ende 1895 ergiebt sich ein Zuwachs von 1652 Versicherungen 
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über 2 233 000 Mark. Die Zahl der Lebensversicherungen, die ohne Zuschufs 
aus Postmitteln auf Grund der von der Postverwaltung seit 1871 mit Lebens- 
versicherungs-Anstalten vereinbarten Verträge von Beamten und Unterbeamten 
abgeschlossen wurden, bezifferte sich Ende 1900 auf 17 837 mit 53 328 074 Mark 
Versicherungssumme, d. s. 4653 Versicherungen über 13 651 266 Mark mehr 
als Ende 1895. 

Der Unfallversicherung unterliegen nach dem Gesetze vom 30. Juni 1900 
nur die im Post- und Telegraphendienste beschäftigten Personen, die nicht 
Beamteneigenschaft haben (Arbeiter, Aushelfer u. s. wi: Ende 1900 waren 
dies 23 600. Auf Grund des bestehenden und der früheren Gesetze (Gesetz 
vom 6. Juli 1884 und Ausdehnungsgesetz vom 28. Mai 1885) sind von der 
Ausführungsbehörde, der Postversicherungskommission, von 1896 bis 1900 
für 229 Betriebsunfälle Entschädigungen in Höhe von 294 349 Mark gezahlt 
worden. 

Nach dem Gesetze vom 15. März 1886, betr. die Fürsorge für Be- 
amte u.s. w. in Folge von Betriebsunfällen, sind in den Jahren 1896 
bis 1900 im Ganzen 298 Betriebsunfälle behandelt worden. 

Eine neue Aufgabe hat sich die Verwaltung mit der Beschaffung von 
Wohnungen für die Unterbeamten an kleinen Landorten und 
allein gelegenen Bahnhöfen gestellt, soweit diese Unterbeamte an ihrem 
Amtsort entweder überhaupt kein Unterkommen finden oder die vorhandenen 
Wohnungen unzureichend und ungesund sind. Zur Beseitung der Mifsstände sind 

1897 230 000 Mark zum Ankauf und 6.000 Mark zur Anmiethung, 


1898 190000 - - - 149500; Co - 
1899 270 000 - SCH - 24500 = ` 
1900 315 000 F e - - 40 500 = - e 


von Dienstgebäuden für Unterbeamte zur Verfügung gestellt worden. Mit 
diesen Mitteln wurden 
an 138 Orten 141 Häuser mit 328 Familienwohnungen und 11 Zimmern 
für Unverheirathete angekauft und 
an 120 Orten 122 Häuser mit 300 Familienwohnungen und 33 Zimmern 
für Unverheirathete gemiethet. 

Ende 1900 waren insgesammt 236 Häuser mit 557 Familienwohnungen 
und 44 Zimmern für Unverheirathete fertig gestellt und in Benutzung ge- 
nommen. 

Die Häuser, von denen die Mehrzahl sich in den östlichen Bezirken be- 
findet, entsprechen in Gröfse und Einrichtung den Anforderungen, die an ge- 
sunde Arbeiterwohnungen auf dem Lande gestellt zu werden pflegen. Zu 
jeder Wohnung gehört ein Stück Ackerland. Den etatsmäfsig angestellten ver- 
heiratheten Unterbeamten werden die Wohnungen als Dienstwohnungen über- 
wiesen; die nicht etatsmäfsig angestellten verheiratheten und alle unverheiratheten 
Unterbeamten haben eine dem Miethwerthe der Wohnung und den örtlichen 
Verhältnissen entsprechende Miethe zu zahlen. 

Dem Abschnitt über Postdampfschiffverbindungen entnehmen wir 
die folgenden Angaben, die zwar unseren Lesern aus früheren Veröffentlichungen 
des Archivs zum Theil bereits bekannt sind, in den verschiedenen darüber ge- 
brachten Aufsätzen und kleineren Mittheilungen sich aber so zerstreut vor- 
finden, dafs eine zusammenfassende Darstellung, wie sie der Bericht darbietet, 
Vielen willkommen sein wird. 

Der Verkehr mit Dänemark und Schweden ist sehr verbessert worden. 
U. a. trat 1897 an die Stelle der Sommerfahrten zwischen Stralsund und Malmö 
eine während des ganzen Jahres benutzbare direkte Postdampferver- 
bindung zwischen Deutschland und Schweden auf dem Wege 
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Safsnitz — Trelleborg. Die zuerst täglichen Fahrten sind 1899 verdoppelt 
worden, so dafs seitdem in jeder Richtung eine Tag- und eine Nachtverbindung 
besteht. Es sind jetzt zwischen Deutschland und den nordischen Königreichen 
während des ganzen Jahres drei Dainpferlinien vorhanden, deren jede sich 
eines starken Verkehrs erfreut. Die anfangs gehegte Befürchtung, dafs durch 
die Verbindung Safsnitz- Trelleborg der Verkehr auf den Linien Kiel — Korsör 
und Warnemünde — Gedser beeinträchtigt werden würde, hat sich als un- 
begründet erwiesen: er hat trotz der von Anfang an stark benutzten 
neuen Verbindung nicht abgenommen, sich vielmehr in erfreulicher Weise 
gesteigert. 

Die vom Reiche unterstützten Postdampferlinien nach Ostasien 
und Australien entsprachen, namentlich in Bezug auf die Zahl der Fahrten, den 
Bedürfnissen des Verkehrs nicht mehr; die Reichsregierung war daher schon seit 
Jahren bemüht, die hervorgetretenen Mängel zu beseitigen und für die Reichs- 
Postdampferlinien eine neue Grundlage zu schaffen. Diese Bemühungen hatten 
schliefslich Erfolg. 1898 wurde ein Gesetz verabschiedet, nach dessen Be- 
stimmungen die vierwöchentlichen Fahrten nach und von Ostasien verdoppelt 
und mit erhöhter Geschwindigkeit ausgeführt werden sollten. Damit war die 
deutsche Linie den englischen und französischen Linien, deren Dampfer in 
ı4tägigen Zwischenräumen verkehrten, in jeder Beziehung gleichwerthig ge- 
macht. Während bis dahin die Reichs- Postdampfer sich alle 4 Wochen nur 
einmal zwischen diese Fahrten geschoben hatten, so dafs auf sie naturgemäfs 
nur ein sehr geringer Antheil an dem Verkehre zwischen Europa und Ostasien 
entfallen war, konnten sie sich nunmehr an den Fahrten in der Weise be- 
theiligen, dafs in ı4 Tagen je eine Fahrt durch englische, französische und 
deutsche Schiffe ausgetührt wird. Die Einstellung mehrerer neuer sehr leistungs- 
fähiger Dampfer sowie die Ausdehnung der Fahrten, unter Fortfall der Zweig- 
linie Honkong — Yokohama, über Shanghai nach Japan haben wesentlich dazu 
beigetragen, den Antheil der deutschen Postdampfer am asiatischen Verkehre zu 
heben; sie hat zugleich bewirkt, dafs die nach Japan bestimmten Waaren in 
Hongkong nicht mehr umgeladen zu werden brauchen. 

Nachdem von der Reichs-Postverwaltung der Vertrag mit dem Norddeutschen 
Lloyd über die Verdoppelung der ostasiatischen Fahrten abgeschlossen war, 
traf der Lloyd unter Zustimmung des Reichs mit der Hamburg — Amerika 
Linie ein Abkommen, wonach diese sich an den Reichs- Postdampferfahrten 
nach Ostasien durch Stellung von Schiffen betheiligt. Gleichzeitig wurden die 
Fahrten so gelegt, dafs die Dampfer abwechselnd von Bremen und von Ham- 
burg ausgehen und ebenso zurückkehren. Die ostasiatische Reichs-Postdampfer- 
linie wurde dadurch zweckmäfsig ergänzt, dafs der Norddeutsche Lloyd im 
Vereine mit der Hamburg-Amerika Linie eine Frachtdampferlinie nach Ost- 
asien einrichtete, die auch zur Beförderung von Postpäckereien benutzt wird, 
und dafs der Lloyd ferner durch Ankauf der Flotte zweier englischer Dampfer- 
gesellschaften zahlreiche deutsche Anschlufslinien im Sunda-Archipel herstellte. 
Auf dem gröfsten Strome Chinas, dem Yangtsekiang, hat der Lloyd gemein- 
schaftlich mit der Rhederei Rickmers in Bremen 1900 eine regelmäfsige Ver- 
bindung eingerichtet; an die Stelle der Firma Rickmers ist neuerdings die 
Hamburg — Amerika Linie getreten. Die Yangtsedampfer werden von den am 
Strome belegenen deutschen Postanstalten zur Postbeförderung benutzt und 
tragen so die deutsche Postflagge weit in das Innere des chinesischen Reichs. 
Es sind dadurch Zufuhrlinien für die grofsen Dampferlinien geschaffen. 

Die Dampferverbindung mit dem Kolonialgebiete Neu-Guinea 
ist in der Weise verbessert worden, dafs die achtwöchentlichen Fahrten der 
Reichspostdampfer zwischen Singapore und dem Kolonialgebiete zunächst ver- 
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suchsweise durch zwei Linien Singapore- Neu-Guinea—-Sydney und Hongkong- 
Yap-Neu-Guinea—-Sydney mit je zwölfwöchentlichen Fahrten ersetzt wurden. 
Das Kolonialgebiet Neu-Guinea erhielt mithin in 12 Wochen viermal Ver- 
bindung über Singapore, Hongkong und Sydney von und nach Europa. 

Auch die Reichs-Postdampferlinie nach Ostafrika hat verschiedene 
Verbesserungen erfahren, die im Interesse des Personenverkehrs, insbesondere 
aber des gesteigerten Frachtverkehrs, geboten waren. Zunächst hat die Deutsche 
Östafrika-Linie, ohne eine Subventionserhöhung zu beanspruchen, anfangs 1898 
eine Vermehrung der Fahrten in der Weise eintreten lassen, dafs die seit- 
her dreiwöchentliche Verbindung mit Deutsch-Ostafrika in eine zweiwöchent- 
liche umgewandelt wurde. Hand in Hand damit ging die Einstellung neuer, 
leistungsfähiger Dampfer. Eine völlige Neugestaltung aber erfuhr das Unter- 
nehmen durch den Vertrag, der mit der Gesellschaft auf Grund des Gesetzes 
vom 25. Mai 1900 abgeschlossen wurde. Durch diesen Vertrag hat die Deutsche 
Ostafrika-Linie die Verpflichtung übernommen, alle 14 Tage eine Fahrt zwi- 
schen Deutschland und Ostafrika auszuführen. 

Verschiedene zu Postzwecken benutzte Dampfschiffverbindungen werden von 
deutschen Gesellschaften auf Grund besonderer Verträge unterhalten, die der 
Reichs-Postverwaltung einen Einflufs auf den Betrieb, auf die Gestaltung der 
Fahrpläne sowie darauf gewähren, dafs in die Linien das den Verhältnissen 
entsprechende Dampfermaterial eingestellt wird. 

Die Uebernahme von Kiautschou machte es nothwendig, diesem Kolonial- 
gebiete durch deutsche Schiffe eine regelmäfsige Verbindung mit den Häfen 
Shanghai und Tientsin zu sichern. Es wurde daher der im August 1898 mit 
der Rhederei Jebsen in Apenrade abgeschlossene Vertrag ı900 dahin erweitert, 
dafs diese Firma alle vier bis sechs Tage eine Fahrt von Shanghai über 
Tsingtau und Tschifu nach Taku und zurück auszuführen hatte. Das Unter- 
nehmen ist neuerdings auf die Hamburg- Amerika Linie übergegangen und 
wird dadurch voraussichtlich einer Erweiterung und günstigeren Gestaltung 
entgegengeführt werden. Für die deutschen Interessen ist diese Linie besonders 
werthvoll, weil nun auch in den nordchinesischen Gewässern eine regel- 
mäfsige deutsche Dampfschiffverbindung mit festem Fahrplane besteht, während 
unsere Flagge hier bisher nur durch unregelmäfsig verkehrende Schiffe (in so- 
genannter wilder Fahrt) vertreten war. 

Nach Erwerbung der Karolinen, Marianen und Palauinseln trat das 
Bedürfnifs hervor, auch diesen Inselgruppen eine regelmäfsige Postdampfschiff- 
Verbindung zu verschaffen. Nach längerem Bemühen kam 1900 mit der 
Jaluitgesellschaft in Hamburg ein Vertrag zu Stande, wonach diese alle zwölf 
Wochen eine Postdampferfahrt von Sydney über Jaluit, Ponape und Yap nach 
Palau und zurück auszuführen hatte. Diese Fahrt erhielt in Yap Anschlufs an 
die Reichs- Postdampferlinie Hongkong-Yap-Neu-Guinea-Sydney. Inzwischen 
sind in den Verbindungen der drei Inselgruppen noch weitere Verbesserungen 
eingetreten, über die wir nächstens berichten werden. Für die Marianen hat 
bisher eine deutsche Dampferverbindung noch nicht geschaffen werden können; 
doch hat die Insel Saipan durch acht- bis zehnmal jährlich mit Yokohama ver- 
kehrende japanische Segelschiffe eine dem Verkehrbedürfnisse genügende Ver- 
bindung erhalten. 

Der Postverkehr mit Deutsch-Südwestafrika war bis 1896 ausschliefslich 
durch die ohne bestimmten Fahrplan und nur in grofsen Zeitabständen ver- 
kehrenden Dampfer der Woermann-Linie von Hamburg aus und durch einen 
englischen Küstendampfer ebenfalls mit unregelmäfsigen Fahrten von Kapstadt 
aus vermittelt worden. Um für das Kolonialgebiet eine regelmäfsige Post- 
verbindung mit Kapstadt und damit einen Anschlufs an die englische Schnell- 
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dampferlinie Kapstadt — Southampton herzustellen, schlofs die Reichs-Postver- 
waltung mit dem Unternehmer Troost einen Vertrag, der ihn vom 1. April 1897 
ab zu vierwöchentlichen Fahrten zwischen Kapstadt, Swakopmund und Kap 
Crofs verpflichtete. Das Unternehmen ist ıgoo von der Woermann-Linie 
käuflich erworben worden. Dem steigenden Verkehre mit Deutsch-Südwest- 
afrika Rechnung tragend, hatte diese Gesellschaft inzwischen auch ihre Fahrten 
von Hamburg nach dem Kolonialgebiete regelmäfsig und nach festem Fahr- 
plane gestaltet, so dafs für die Postverbindungen dorthin bis auf weiteres in 
ausreichender Weise gesorgt ist. 

Von den sonstigen gegenwärtig für Postzwecke benutzten, von deutschen 
Gesellschaften unterhaltenen Dampferlinien fahren: 

ı. der Norddeutsche Lloyd in Bremen 
wöchentlich dreimal nach den Vereinigten Staaten von Amerika (New 
York und Baltimore) und 
zweiwöchentlich nach Brasilien sowie 
zweiwöchentlich nach dem La Plata (Montevideo und Buenos Aires); 
2. die Hamburg — Amerika Linie in Hamburg 
wöchentlich drei- bis viermal nach den Vereinigten Staaten (New York, 
Baltimore, Boston und Philadelphia), 
monatlich siebenmal nach Mexiko, Zentral-Amerika und Westindien; 
3. die Hamburg — Südamerikanische Dampfschiffahrt-Gesellschaft in Ham- 
burg in Gemeinschaft mit der Hamburg-Amerika Linie 
monatlich einmal nach Nordbrasilien (Amazonenstrom), 
wöchentlich einmal nach Mittelbrasilien bis Santos, 
monatlich dreimal nach Südbrasilien und 
monatlich sechsmal nach dem La Plata; 
4. die Dampfschiffahrt- Gesellschaft »Kosmos« in Hamburg (unter Be- 
theiligung der Hamburg- Amerika Linie) 
monatlich viermal nach Chile und Peru, 
mit Verlängerung monatlich zweimal über Zentral-Amerika und Mexiko 
nach San Franzisko; 
5. die deutsche Dampfschiffahrt-Gesellschaft »Hansa« in Bremen 
zweiwöchentlich nach den La Plata Staaten; 
6. die Woerman-Linie in Hamburg 
monatlich sechsmal nach Westafrika, darunter dreimal nach Togo, 
zweimal nach Kamerun und einmal nach Deutsch-Südwestafrika; 
7. die Oldenburg — Portugiesische Rhederei- Gesellschaft in Oldenburg 
(Grofsh.) 
monatlich einmal nach Marocco. 

Im Interesse der immer mehr zunehmenden Verkehrsbeziehungen mit der 
Levante hatte sich im Jahre 1890 unter dem Namen »Deutsche Levante-Linie« 
in Hamburg eine Gesellschaft gebildet, die jetzt zwischen Hamburg und allen 
wichtigeren Plätzen dieses Verkehrsgebiets durch eine grofse Zahl stattlicher 
Dampfer regelmäfsige Verbindungen unterhält; die Schiffe dieser Linie werden 
insbesondere auch zur Beförderung von Postpäckereien zwischen Deutschland 
und den deutschen Postanstalterı in der Levante benutzt. 

Von den Fahrten des Norddeutschen Lloyd und der Hamburg - Amerika 
Linie nach den Vereinigten Staaten führt der Lloyd das ganze Jahr hindurch 
wöchentlich mindestens eine Fahrt durch Schnelldampfer aus, während die 
Hamburger Linie Schnelldampfer nur während des Sommers laufen läfst. 


Mächtige Fortschritte hat wiederum das Telegraphenwesen zu ver- 
zeichnen. 


Archiv f. Post u. Telegr ı 1902. 2 
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Die Anschliefsung der in der Berichtszeit eingerichteten neuen Telegraphen- 
anstalten an bestehende Telegraphenlinien hat eine weitere Verdichtung des 
Telegraphennetzes zur Folge gehabt. Ferner sind wegen des fortgesetzt steigen- 
den Umfanges des telegraphischen Verkehrs die zwischen den Hauptverkehrs- 
plätzen bestehenden Leitungen erheblich vermehrt worden. 

Das Haupt-Telegraphenamt in Berlin hat eine weitere Anzahl unmittel- 
barer Verbindungen mit bedeutenden Industrie- und Handelsstädten des In- 
landes erhalten. Aufserdem sind diesem Amte zur Abwickelung des Tele- 
grammverkehrs mit dem Auslande, namentlich mit London, weitere Leitungen 
zur Verfügung gestellt worden. Mit Stockholm, dem russischen Hauptverkehrs- 
orte Libau sowie mit der rumänischen Hauptstadt Bukarest ist es in direkten 
Verkehr getreten. 

Für die grofsen Sammelämter in Hamburg, Frankfurt (Main), Cöln (Rhein), 
Leipzig und Emden sind sowohl für den inländischen wie für den ausländischen 
Verkehr neue Leitungen hergestellt worden. Hierbei ist namentlich das Tele- 
graphenamt in Emden hervorzuheben, das als Ausgangspunkt der neuen Kabel- 
linie nach Vigo und über Horta auf Fayal nach Amerika sowie als Ueber- 
tragungsamt für die nach England führenden Kabel immer gröfsere Bedeutung 
gewinnt. 

Im Reichs-Telegraphengebiete betrug die Länge der Ende 1900 betriebenen 
oberirdischen Telegraphenlinien 167 326 km und der Zuwachs gegenüber 
dem Stande von 1895 47 787 kg; von diesem Zuwachs entfallen; 


a) auf die gewöhnlichen, dem allgemeinen Verkehre dienen- 
den oberirdischen Telegraphenlinien ................ 8 926 km; 
b) auf Stadt-Fernsprecheinrichtungen und Umschaltestellen 23749 - 
) auf die Verbindungen verschiedener Stadt-Fernsprechein- 
richtungen und Umschaltestellen unter einander....... r5 066 - 
d) auf die besonderen für Rechnung des Reichs herge- 
stellten und an Privatpersonen u. s. w. vermietheten 
Telegraphenanlagen ..... TATS SE EES 46 -. 


Die Länge der oberirdischen Telegraphenleitungen hat sich um 589 862 km 
vermehrt und betrug Ende ı900, mit Einschlufs der Vorrathsleitungen für den 
Fernsprechdienst, ı 137 676 km. Die Vermehrung der oberirdischen, dem all- 
gemeinen Verkehre dienenden Telegraphenlinien in den letzten 5 Jahren 
beträgt rund 10 v. H., die der zugehörigen Leitungen rund ı7 v. H. 

Weit mehr sind die Fernsprechanlagen gewachsen. Für die Stadt- 
Fernsprecheinrichtungen und Umschaltestellen berechnet sich die Zunahme der 
Linien auf rund 146 v.H. und die der Leitungen auf rund 217 v. H., 
ferner für die Verbindungen verschiedener Stadt-Fernsprecheinrichtungen unter 
einander auf rund 120 v. H. für die Linien und auf rund 238 v. H. für die 
Leitungen gegen den Bestand Ende 1895. š 

Zur Erweiterung der Linien und Leitungen, -mit Einschlufs der Stadt- 
Fernsprecheinrichtungen und Umschaltestellen, sowie zur Unterhaltung des ge- 
sammten Liniennetzes sind innerhalb des fünfjährigen Zeitraums zu beschaffen 
gewesen: 

1 060 000 Stück hölzerne Stangen; 


94000 - eiserne Ständer; 
8300000 - _ Porzellan-Doppelglocken; 
8290000 - Stützen; 
8 792 ooo Kilogramm Eisendraht; 
14 829 000 - Bronze- und Doppelmetalldraht. 


Diese Materialien sind ausschliefslich deutsche Erzeugnisse. 
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Reichseigene Stangen-Zubereitungsanstalten waren im letzten Jahre 
25 im Betriebe mit einer Leistung von 348 170 zubereiteten Hölzern. Neben 
den alten Zubereitungsanstalten, wo die Zubereitungsflüssigkeit von einem 
ıo m hohen hölzernen Gerüst aus in das Stammende der Hölzer hinein- 
getrieben wird, ist 1896 eine Anstalt in Betrieb gesetzt worden, bei der die 
Flüssigkeit statt mit einer Atmosphäre Flüssigkeitsdruck mit zwei Atınosphären 
Dampfdruck in die Hölzer getrieben wird. Der gröfsere Druck beschleunigt 
die Zubereitung. Dieser Versuch hat sich bewährt und ist daher weiter aus- 
gedehnt worden. Da die ganze Anstalt leichter beweglich ist, so kann die 
Verwaltung auch kleinere Holzbestände von den Waldbesitzern unmittelbar 
erwerben und an Ort und Stelle zubereiten lassen. Mit Theerölen und 
Sublimat zubereitete sowie unzubereitete Stangen sind nur in geringem Um- 
fange verwendet worden. 

Doppelgestänge sind auf Strecken von zusammen 1400 km mit einem 
Aufwande von etwa 1400000 Mark hergestellt worden. Ende ı9g00 waren 
8863 km Doppelgestänge vorhanden. 

Eine wesentliche Verbesserung der Fernsprechanlagen ist in die Wege ge- 
leitet worden durch den Uebergang zum Doppelleitungsbetriebe. Da es 
sich hierbei um eine Verdoppelung der gesammten Fernsprechleitungen 
handelt, auch die Aenderung nicht in kurzer Zeit durchgeführt werden kann, 
so sind die Arbeiten und die ursprünglich auf 20 Millionen Mark veranschlagten 
Ausgaben auf eine längere Reihe von Jahren vertheilt worden. ı899 und 
1900 sind 23 Stadt - Fernsprechnetze und die Bezirksleitungen im nieder- 
rheinisch-westfälischen und im oberschlesischen Industriebezirke für den Doppel- 
leitungsbetrieb bestimmt und zum gröfsten Theil auch schon ausgebaut worden. 
Die Kosten dafür sowie für vorbereitende Anlagen in einer Anzahl anderer 
Städte haben rund 5 Millionen Mark betragen. 

An Geldmitteln für die sonstige gesammte Erweiterung und Vervoll- 
ständigung des Reichs- Telegraphennetzes, mit Einschlufs der Kosten für die 
Herstellung der Linien und Leitungen der Stadt- Fernsprecheinrichtungen und 
der Verbindung solcher Einrichtungen unter einander, ferner mit Einschluis 
der Kosten für die zugehörigen Apparate und technischen Betriebseinrichtungen 
sind in den letzten fünf Jahren rund 95 000 000 Mark aufgewendet worden, 
und zwar ohne dafs aufserordentliche Mittel beansprucht worden wären, 
lediglich aus den laufenden Einnahmen. 

Die Instandhaltung sowie die Umlegung einzelner Theile des ober- 
irdischen, unterirdischen und unterseeischen Liniennetzes hat rund 33 655 000 
Mark erfordert. 

Auch bei Erschliefsung unserer Kolonialgebiete ist dem Telegraphen eine 
wichtige Rolle zugewiesen. In Deutsch-Östafrika reichte das zwischen 
Dar-es-Salaam und Bagamoyo vorhandene Kabel nicht mehr aus, um neben 
den internationalen, über das Kabel Bagamoyo-Zanzibar zu befördernden 
Telegrammen auch die Telegramme des inneren Verkehrs der nördlichen 
Telegraphenanstalten Saadani, Pangani und Tanga aufzunehmen. Vor allem 
bestand kein direkter Fernsprechverkehr zwischen der nördlichen und der süd- 
lichen Küstenlinie. Es wurde daher zwischen Dar-es-Salaam und Bagamoyo 
eine Landtelegraphenlinie gebaut und damit die Lücke in der Küstenlinie ge- 
schlossen; die im Norden belegenen Telegraphenanstalten stehen nun in 
direkter Verbindung mit dem Regierungs- und Verkehrsmittelpunkte Dar-es- 
Salaam sowie mit den südlichen Anstalten. Aufserdem wurde die Südlinie 
über Lindi bis Mikindani verlängert (Archiv v. 1898 S. 142 ff.). Seitdem ist 
die Küste in ihrer ganzen Ausdehnung dem Telegraphen- und Fernsprech- 
verkehr erschlossen. 


» 
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Um auch dem Inneren von Deutsch- Ostafrika die bei den mangelhaften 
Wegeverhältnissen doppelt werthvollen Vortheile eines schnellen und direkten 
Nachrichtenaustausches zu verschaffen und den Verkehr mit den entfernten 
Regierungsstellen zu beschleunigen, wird eine Telegraphenlinie von Dar-es- 
Salaam nach dem Tanganyikasee auf Reichskosten gebaut werden. Nachdem 
bereits 1900 die Vorarbeiten bis Mrogoro ausgeführt worden sind, soll noch 
im laufenden Rechnungsjahre die rund 400 km lange erste Theilstrecke von 
Dar-es-Salaam über Kilossa bis Mpapua vollendet werden. Am Tanganyikasee, 
wahrscheinlich in Ujiji, wird die deutsche Linie mit der Linie der African 
Transcontinental Telegraph Company zusammentreffen, die Kapstadt mit Kairo 
auf dem Landwege verbinden soll und deren Durchführung durch den west- 
lichen Theil von Deutsch-Ostafrika in der Richtung von Norden nach Süden 
vereinbart worden ist. Ueber die Einzelheiten des Vertrags giebt unser Auf- 
satz auf S. ı29 ff., Jahrg. 1900, Aufschlufs. 

Das Kolonialgebiet Deutsch-Südwestafrika ist durch ein von dem 
Kabel Mossamedes-Kapstadt abgezweigtes, der Eastern and South African Tele- 
graph Company gehöriges Kabel in Swakopmund an das Welttelegraphennetz 
angeschlossen worden. Für den Verkehr im Inneren wird zur Zeit an dem 
eisernen Gestänge des Telegraphen der von Swakopmund nach Windhoek im 
Baue begriffenen Eisenbahn von der Reichs - Telegraphenverwaltung eine 
Bronzedrahtleitung angebracht, die sowohl zur Beförderung von Telegrammen 
wie für den Fernsprechverkehr dienen soll. 

Im Kolonialgebiete Kamerun wird demnächst eine Fernsprechverbindung 
zwischen Victoria und Buea hergestellt werden. Aufserdem ist der Bau einer 
Telegraphenlinie von Buea, dem neuen Regierungssitze, nach Duala — früher 
Kamerun — geplant, wo das von Bonny kommende Kabel gelandet und ein 
Bezirksamt verblieben ist. 

Im Togogebiete werden Ermittelungen angestellt über die Errichtung 
einer Telegraphen- und Fernsprechlinie nach dem 120km landeinwärts ge- 
legenen Agome Palime, dem Handelsmittelpunkte des volkreichen und be- 


triebsamen Bezirkes Misahöhe. 
(Schlufs folgt.) 
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Nachdem seit dem Inkrafttreten der Fernsprechgebühren-Ordnung längere 
Zeit verstrichen ist, wird es für die Leser des Archivs von Interesse sein, an 
der Hand der statistischen Ergebnisse zu ersehen, in wie weit die der Neu- 
ordnung gesteckten Ziele thatsächlich erreicht worden sind. 

Eine gerechtere Vertheilung der Fernsprechgebühren innerhalb des Rahmens 
des bisherigen Gesammterträgnisses war für die Reform des Fernsprechgebühren- 
wesens leitender Gesichtspunkt. Die Neuordnung stufte daher die einheitliche 
Jahresgebühr für einen Fernsprechanschlufs, die bisher für sämmtliche Netze 
ohne Rücksicht auf deren Gröfse bestand, nach der Zahl der in den Orts- 
netzen vorhandenen Theilnehmeranschlüsse in der Weise ab, dafs die Gebühr 
in den Netzen bis zu 500 Anschlüssen zum Theil sehr erheblich herabgesetzt, 
in den Netzen von mehr als 500 bis 1000 Anschlüssen beibehalten und in 
den Netzen mit mehr als 1000 Anschlüssen erhöht wurde. Daneben wurde 
vorzugsweise für diejenigen Personen, welche von dem Fernsprecher im Orts- 
verkehre nur wenig Gebrauch machen, die Betheiligung an den Ortsnetzen 
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gegen eine die Kosten für die Beschaffung und Unterhaltung der Sprech- 
leitung und der technischen Einrichtungen bei der Theilnehmerstelle und auf dem 
Vermittelungsamte deckende mäfsige Grundgebühr und gegen Einzel-Ge- 
sprächsgebühren anheimgestellt und eine weitere Verbilligung der Anschlufs- 
gebühren durch die Zulassung von Fernsprech-Nebenanschlüssen herbei- 
geführt, die in umfangreichem Mafse die Benutzung ein und derselben Theil- 
nehmerleitung durch mehrere Personen erleichtern. Schliefslich wurde der 
Fernverkehr für die geringeren Entfernungen verbilligt, während die Gesprächs- 
gebühr für die gröfseren Entfernungen erhöht wurde, um die hohen Anlage- 
kosten der langen Verbindungsleitungen und den Ausfall an Telegrammgebühren 
mehr als bisher zu decken. 

Für die Beurtheilung der Frage, in wie weit die Entwickelung des Fern- 
sprechwesens durch die im Vorstehenden skizzirten durchgreifenden Neuerungen 
beeinflufst worden ist, werden für sich und in ihrer Wechselwirkung auf ein- 
ander zu untersuchen sein: 

a) die Verbreitung des Fernsprechers (Zahl der Netze und Sprechstellen); 

b) der Umfang der dem Publikum für den Sprechverkehr zur Verfügung 
stehenden Anlagen (Leitungen); 

c) der Umfang des Verkehrs selbst, insbesondere die Verkehrsdichtigkeit 
auf den Anlagen, und 

d) das finanzielle Erträgnifs. 

Ein in die Augen fallender Vergleich verschiedener Zahlengröfsen kann am 
besten durch graphische Darstellung gegeben werden. Es ist deshalb in 
der umstehenden graphischen Uebersicht die Entwickelung des Fernsprechwesens 
in den letzten sieben Jahren (von 1894 bis 1900) durch Kurven veranschaulicht 
worden, wobei zur Erleichterung des Ueberblicks die zusammengehörigen 
Kurven (zu a, b und c) gleichartige Kennzeichnung (ununterbrochene, gleich- 
mäfsig durchbrochene , ungleichmäfsig durchbrochene Linien) erhalten haben. 

Was zunächst die Verbreitung des Fernsprechers anlangt (Kurven I und IN), 
so hat die Zahl der Sprechstellen und namentlich die Zahl der Ortsnetze im 
Jahre 1900 eine ganz ungewöhnliche Steigerung erfahren. Ein beredtes Zeugnifs 
für die ausgleichende Wirkung der Fernsprechgebühren-Ordnung wie für die 
aufserordentlichen Leistungen der Reichs-Telegraphenverwaltung in dem Aus- 
baue der Fernsprechanlagen wird durch die Thatsache geliefert, dafs im Jahre 
1900 allein 937 Ortsnetze, d.s. mehr als in den ersten ı8 Jahren, und 
52 009 Sprechstellen, d. s. mehr als in den ersten zehn Jahren des Bestehens 
der Stadt-Fernsprecheinrichtungen, hergestellt worden sind. Der Verlauf der 
Kurven I und II ist für die Entwickelung der Orts-Fernsprechanlagen charak- 
teristisch-. Bis zum Jahre 1898 steigt die Kurve der Sprechstellen steiler an 
als diejenige der Ortsnetze. Bei der verhältnifsmäfsig geringen Vermehrung 
der letzteren ist somit bis zum Jahre 1898 die auf ein Netz entfallende durch- 
schnittliche Sprechstellenzahl dauernd gestiegen, während sich dieses Verhältnifs im 
Jahre 1899 durch das Einsetzen der für das flache Land geschaffenen Organi- 
sation des Fernsprechwesens, in noch höherem Mafse aber im Jahre 1900 
durch die Wirkungen der Fernsprechgebühren-Ordnung völlig verschiebt. Die 
Zahl der auf jedes Neiz entfallenden Sprechstellen ist von 255 im Jahre 1895 
auf 160 im Jahre 1899 und auf 115 im Jahre 1900 gefallen. 

Wie aufserordentlich die Fernsprechgebühren-Ordnung die Ausdehnung des 
Fernsprechers auf die kleineren Orte begünstigt hat, lehrt die Uebersicht auf 
S. 15. In den Landorten (unter 2000 Einwohnern) ist hiernach die Zahl der 
Ortsnetze von 28 im Jahre 1895 auf 897 im Jahre 1900 gestiegen, während sich 
die Zahl der Sprechstellen in den Landstädten (2000 bis 5000 Einwohner) mehr 
wie verzehnfacht hat. 
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Prüft man die räumliche Vertheilung der in den fünf Jahren von Ende 
1895 bis Ende 1900 im Reichs-Postgebiete neu entstandenen Orts-Fernsprech- 
netze, so ergiebt sich, dafs die Neubildung von Ortsnetzen in ganz besonderem 
Mafse in denjenigen Bezirken erfolgt ist, die im Jahre 1895 noch eine ver- 
hältnifsmäfsig geringe Entwickelung des Fernsprechwesens aufwiesen. Die 
stärkste Zunahme zeigen hiernach die ostelbischen Bezirke, in denen der Fern- 
sprecher unter der Herrschaft des früheren, vorzugsweise für Gegenden mit 
hochentwickelter Industrie und wichtigen Handels- und Verkehrsplätzen geeig- 
neten Tarifs eine allgemeinere Ausbreitung nicht finden konnte. Der Zunahme 
der Ortsnetze in den verkehrsschwächeren Bezirken entsprechend zeigt auch 
die Verbreitung des Fernsprechers in der Bevölkerung einen Ausgleich zwischen 
Ost und West. Die Bezirke Berlin und Gumbinnen stehen, wie 1895, so 
auch im Jahre 1900 in dieser Beziehung im Gegensatze zu einander. Während 
indefs inı Jahre 1895 eine Sprechstelle im Bezirke Berlin auf 66, im Bezirke 
Gumbinnen dagegen auf 6516 Einwohner entfiel, ist der Unterschied zwischen 
diesen Bezirken im Jahre 1900 erheblich geringer (48 zu 747) geworden. Im 
gesammten Reichs-Postgebiet ist die Zahl der auf eine Sprechstelle entfallenden 
Einwohner in dem gleichen Zeitraume von 389,1 auf 184,8 gesunken. 

Mit der Vermehrung der Ortsnetze und Sprechstellen hat auch die Länge 
der für den Sprechverkehr bestimmten Leitungen sowohl im Orts- 
wie im Fernverkehr erheblich zugenommen. Hierüber geben die Kurven II 
und IV Aufschlufs. Bemerkenswerth ist hierbei die Thatsache, dafs, wie aus 
dem steileren Verlaufe dieser Kurven im Vergleiche zu demjenigen der Kurve I 
hervorgeht, auch die durchschnittlich auf eine Sprechstelle entfallende 


Leitungsläinge — und zwar sowohl auf die Anschlufs- wie die Verbindungs- 
leitungen bezogen — wächst. Es entfielen auf eine Sprechstelle 
Anschlufsleitung Verbindungsleitung 
im Jahre 1895 1,70 km, 0,52 km, 
- - 1898 1,80 - 0,64 - 
= = 1900 2,00 - 0,75 =m. 


Die Ortsnetze dehnen somit ihre Ausläufer mehr und mehr auf die nähere 
Umgebung der Netzmittelpunkte aus und bedingen somit nicht nur absolut, 
sondern auch relativ höhere Herstellungskosten. Der von Jahr zu Jahr stärkere 
Ausbau des Fernleitungsnetzes folgt der steigenden Werthschätzung des Sprech- 
verkehrs auf gröfsere Entfernungen, der sich für die Mehrzahl der an die 
kleineren und mittleren Ortsnetze angeschlossenen Theilnehmer wichtiger und 
werthvoller ais der Ortsverkehr erweist. 


Dies findet auch seinen Ausdruck in der Benutzung der Fernsprechan- 
lagen (Kurven V und VI). Der besseren Uebersichtlichkeit halber ist in diesen 
Kurven nicht die absolute Zahl der in den einzelnen Jahren abgewickelten 
Gespräche, sondern die Zahl der auf eine Sprechstelle entfallenden Gespräche 
im Orts- wie im Fernverkehre dargestellt worden, und zwar für den Orts- 
verkehr nur vom Jahre 1897 ab, da vor dieser Zeit nicht die Gespräche, 
sondern die Gesprächsverbindungen gezählt worden sind. Berechnet man aus 
der Zahl der Verbindungen nach einem im Betriebe gewonnenen Erfahrungs- 
satze die Zahl der Gespräche, so würden im Jahre 1896 auf jede Sprechstelle 
2778 Ortsgespräche entfallen sein. Mit dem Jahre 1898, von welchem ab die 
Bildung neuer Ortsnetze eine wesentliche Steigerung erfahren hat (vergl. Kurve II), 
geht somit der Ortsverkehr relativ zurück. Dafür erfährt aber die Zahl der 
Gespräche im Fernverkehr eine rasche Steigerung, und zwar ist hierbei in 
dem Verlaufes“der Kurve VI der Einflufs der in den Jahren 1897 und 1900 
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eingetretenen Gebührenermäfsigungen für den Fernverkehr auf geringere Ent- 
fernungen deutlich erkennbar. Mit der Zunahme der Ferngespräche ist eine 
bessere Ausnutzung der Fernleitungen Hand in Hand gegangen. Es entfielen 
auf ı km Verbindungsleitung 


im Jahre Sg e Er 29,4 Ferngespräche, 
let, ert erer AE, 32,0 - 
= HEEN, a a MES 45,1 - 
S S D, Eeer e EE 48,5 - 
Sp 2RercrLaee We I 49,8 - 
a - IQOO.... vorn e A 71,4 e 


Die vorstehend erörterten Aenderungen in der Benutzung der Fernsprech- 
anlagen beeinflussen zwar deren finanzielles Erträgnifs, lassen aber eine ziffern- 
mäfsige Berechnung dieses Einflusses nicht zu, da weder die Ortsgespräche 
noch die Ferngespräche einheitlichen Einzelgebühren unterliegen. Die Ge- 
staltung des finanziellen Erträgnisses kann vielmehr am zuverlässigsten aus 
einem Vergleiche der Einnahmen zu dem Umfange der Fernsprechanlagen be- 
urtheilt werden, und zwar unter der in Wirklichkeit annähernd zutreffenden 
Voraussetzung, dafs nicht nur die Anlagekosten, sondern auch die persönlichen 
und sächlichen Betriebskosten mit der Erweiterung der Fernsprechanlagen 
gleichmäfsig zunehmen. Diesen Vergleich ermöglicht die graphische Darstellung 
auf S. 19. 


Hiernach ist die Gesammteinnahme an Fernsprechgebühren bis zum Jahre 
1899 verhältnifsmäfsig stärker gestiegen, als die Zahl der Sprechstellen. Im 
Jahre 1900 folgt die Kurve VII dagegen nicht nur nicht dem plötzlichen An- 
wachsen der Sprechstellen, sondern sie fällt auch von ihrer bisherigen Rich- 
tung ab. Wäre die Gesammteinnahme im Jahre 1900 mit den Sprechstellen 
in gleicher Weise wie in den Vorjahren gestiegen, so hätte eine Einnahme 
von etwa 39,2 Millionen Mark erzielt werden müssen. Dieser — relativen — 
Solleinnahme steht eine Isteinnahme von 34,5 Millionen Mark gegenüber, so 
dafs sich für das erste Jahr nach Erlafs der Fernsprechgebühren-Ordnung ein 
Mindererträgnifs von 4,7 Millionen Mark ergiebt. 


Das Mindererträgnifs entfällt in der Hauptsache auf die Orts-Fernsprech- 
anlagen, wie aus dem Verlaufe der Kurven VIII und I hervorgeht, und ist, wie 
nicht anders zu erwarten ist, in der Verbilligung der Anschlufsgebühren be- 
gründet. 


Wie die Uebersicht auf S. ı7 erkennen läfst, sind im Jahre 1900 
34 767 Hauptanschlüsse neu hinzugetreten. Dagegen wurden 45 106 Haupt- 
anschlüsse (mehr als der fünfte Theil der Gesammtzahl) gegen Grund- und 
Gesprächsgebühr benutzt, so dafs nicht nur der gesammte Zuwachs an An- 
schlüssen — rechnerisch — in der Zahl der Anschlüsse gegen Grund- und 
Gesprächsgebühr aufgeht, sondern auch noch über 10000 Ende 1899 vor- 
handene Anschlüsse gegen Bauschgebühr in solche gegen Grundgebühr 
u.s. w. umgewandelt worden sind. Diese aufserordentlich starke Benutzung 
der Anschlüsse gegen Grundgebühr in Verbindung mit der Herabsetzung 
der Bauschgebühr für die Netze bis zu soo Anschlüssen hat den Ein- 
nahmeausfall hervorgerufen. Berechnet man die Jahreseinnahmen für die 
Hauptanschlüsse in den einzelnen Gruppen, ohne Berücksichtigung der Zu- 
schläge für die aufserhalb des Fünfkilometerumkreises belegenen Leitungs- 
strecken und unter Ansatz von 20 Mark Jahreseinnahme an Gesprächsgebühren 
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für jeden gegen Entrichtung dieser Gebühren benutzten Anschlufs, so er- 
giebt sich 


eine durch- | gegen die Bauschgebühr bei 
; hnittlich 
In den Netzen von en der betreffenden Gruppe insgesammt 
von von weniger Anschlüssen 


Mark Mark Mark 


1 bis 50 Anschl. 80 80 — 22 374 

5I - 100 - 98,31 100 1,69 12 570 
IOI - 200 - 110,42 120 9,58 12 895 
201 - 500 - 119,91 140 20,09 19 858 
50I - 1000 - 124,13 150 25,87 13 289 
L00I - 5000 - 141,81 160 18,19 43 808 
5001 - 20000 - 156,62 17O Te Tuer 40 724 
über 20 000 166,41 2864er 13459 351663 
insgesammt 134,22 — — 201 081. 


Aus Vorstehendem berechnet sich eine Mindereinnahme von rund 3 Millionen 
Mark gegen das Erträgnifs der Orts-Fernsprechanlagen unter der früheren einheit- 
lichen Bauschgebühr von 150 Mark. Würden die Theilnehmer sämmtlich Bausch- 
gebühren entrichten, so ergäbe sich für die Hauptanschlüsse eine Jahreseinnahme 
von 29701490 Mark, die ungefähr der Einnahme unter dem früheren Tarife 
gleichkommt, wenn die durch letzteren den Behörden eingeräumte, mit dem 
1. April 1900 in Wegfall gekommene Gebührenermäfsigung von 25 v. H. be- 
rücksichtigt wird. 


Eine weitere ungünstige Beeinflussung hat das finanzielle Ergebnifs der Orts- 
Fernsprechanlagen durch die ausgedehnte Verwendung der Fernsprech-Neben- 
anschlüsse erfahren. Zu diesen gehören von den bereits früher zugelassenen Ein- 
richtungen ähnlicher Art die zweiten Apparate auf demselben Grundstücke, die End- 
stellen derjenigen Anschlüsse, die Zwischenstellen enthalten, und die sogen. Haus- 
anschlüsse. Neu hinzugekommen sind die Verbindungen von Hauptanschlüssen 
mit Nebenstellen auf anderen Grundstücken und für andere Personen, wobei für 
diese Verbindungen wie auch für die schon früher zugelassenen Verbindungen nach 
anderen Grundstücken desselben Theilnehmers (Anschlüsse mit Zwischenstellen) 
die einschränkende Bestimmung in Wegfall gekommen ist, dafs die Zwischen- 
stelle (d. i. jetzt der Hauptanschlufs) nicht weiter als 500 m von der Richtung 
der Anschlufsleitung entfernt sein darf. Auf Grund .dieser erleichternden Be- 
stimmungen und der nicht unerheblichen Gebührenermäfsigung ist die Zahl 
der Nebenanschlüsse im Jahre 1900 von 27446 auf 43 545, mithin um 
58,7 v. H. gestiegen. Von der Gesammtsumme entsprechen rund 2200 den bis- 
herigen Hausanschlüssen; rund 7500 Nebenanschlüsse verbinden verschiedene 
dem Inhaber des Hauptanschlusses gehörige Grundstücke, weitere 1800 Neben- 
anschlüsse schliefsen die Grundstücke u. s. w. Dritter an den Hauptanschlufs an. 
Da vor dem ı. April 1900 nur hinsichtlich der Hausanschlüsse ermäfsigte Ge- 
bührensätze bestanden, so sind im Jahre 1900 rund 9300 Nebenanschlüsse be- 
nutzt worden, für welche unter dem früheren Tarife die volle Gebühr für 
(Haupt)- Anschlüsse fällig gewesen wäre. 

Die Einnahme an Gebühren für Ferngespräche ist bei einer Zunahme der 
Sprechstellen und der Länge der Fernsprech-Verbindungsleitungen um je rund 
27v.H. im Jahre ı900 nur um 18,35 v. H. gegen 25,43 v.H. im Vorjahre 


Die Wirkungen der Fernsprechgebühren - Ordnung. 21 


gestiegen. Der Verlauf der Kurven IV und IX läfst schon seit dem Jahre 1895, 
besonders aber seit dem Jahre 1898, einen Rückgang in der durchschnittlichen 
Einnahme aus dem Betriebe der Fernleitungen erkennen. Es entfiel auf ı km 
Verbindungsleitung 


im Jahre eine Einnahme von 
1895: 32,32 Mark, 
1896: ige = 
1897: 31,58 - 
1898: 29,29 - 
1899: 27 
1900: 25,32 S 


Vergleicht man diese Zahlen mit den oben angegebenen Zahlen über die 
Belastung der Fernleitungen (S. 18) wie auch mit den Zahlen über die für jede 
Sprechstelle zur Verfügung stehende Fernleitungslänge (S. 16), so ergiebt sich 
als Wirkung der Ermäfsigung der Gebühren im Fernverkehre zunächst eine 
Zunahme der durchschnittlichen Kosten für die Herstellung der Anlagen und 
deren Betrieb bei gleichzeitiger Verminderung der durchschnittlichen Einnahme 
aus denselben. 

Bei der Beurtheilung der im ersten Jahre des Bestehens der Fernsprech- 
gebühren-Ordnung zweifellos eingetretenen Schmälerung des finanziellen Er- 
trägnisses darf indefs nicht unberücksichtigt bleiben, dafs die auf Gebühren- 
ermäfsigungen allgemein folgende Zunahme des Verkehrs und hierdurch be- 
dingte bessere Ausnutzung der Anlagen das Erträgnifs der Orts-Fernsprechnetze 
insofern besonders günstig beeinflufst, als die hiermit verknüpfte Vermehrung 
der Einnahmen durch die eigenartige Gestaltung des neuen Tarifs für Fern- 
sprechanschlüsse wesentlich beschleunigt wird. Denn mit der Zunahme der 
Anschlüsse treten die einzelnen Ortsnetze nach und nach in die Gruppen mit 
höherer Bauschgebühr über und es mufs daher, wenn erst die Bildung neuer 
Orts-Fernsprechnetze in der Hauptsache abgeschlossen ist, die durchschnitt- 
liche Jahreseinnahme für einen Anschlufs fortgesetzt, wenn auch allmählich, 
steigen. Die unter dem früheren Tarif erzielte durchschnittliche Jahreseinnahme 
für einen Anschlufs wird daher voraussichtlich mit der Zeit annähernd er- 
reicht werden. 

Auch das Erträgnifs der Fernsprech-Verbindungsanlagen wird sich in Zu- 
kunft zweifellos günstiger gestalten. Die in den letzten Jahren vorzugsweise für 
kleinere Orte geschaffenen Verbindungsanlagen weisen vorläufig noch einen sehr 
geringen Verkehr auf. Dieser kann ohne eine Vermehrung der Betriebskosten 
in vielen Fällen um das Drei- bis Vierfache steigen. Ist hiernach eine bei 
weitem bessere und höhere Einnahmen liefernde Ausnutzung der vorhandenen 
Leitungen zu erwarten, so wird sich andererseits der weitere Ausbau der Ver- 
bindungsanlagen erheblich billiger stellen, da die vorhandenen Gestänge eine 
beträchtliche Zahl neuer Leitungen aufzunehmen vermögen. 

Die Entwickelung des Fernsprechwesens im Jahre 1900 beweist, wie die 
Erörterungen dargelegt haben, dafs erst durch die Fernsprechgebühren- 
Ordnung die Möglichkeit einer allgemeinen Verbreitung des für das gesammte 
wirthschaftliche Leben unentbehrlichen Verkehrsmittels geschaffen worden ist. 
Eine solche Entwickelung ist vom allgemeinen Verkehrsstandpunkt um so mehr 
zu begrüfsen, als die bessere Ausnutzung der Fernsprechanlagen auch eine 
gesunde finanzielle Entwickelung erwarten läfst. 
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Das niederländische Post- und Telegraphenwesen 
im Jahre 1900. 


Dem Jahresberichte der Königlich Niederländischen Post- und Telegraphen- 
verwaltung für 1900 entnehmen wir folgende Angaben von allgemeinerem 
Interesse, 

A. Verwaltung. 


An der Spitze steht ein Generaldirektor der Posten und der Telegraphie. 
Das ihm nachgeordnete Personal der Zentralverwaltung bestand Ende 1900 
aus 137 Beamten und Unterbeamten. 

Hinsichtlich der Beaufsichtigung des Post- und Telegraphendienstes sind 
die Niederlande in 10 Bezirke eingetheilt, denen je ein Inspektor für Post und 
Telegraphie vorsteht. Aufserdem ist ein besonderer Inspektor mit der Aufsicht 
über die Bahnpostämter betraut. 


B. Post. 


Ende ı900 betrug die Zahl der Postanstalten 1318; darunter waren 
280 Postämter, 4 Bahnpostämter, 45 Zweigpostämter und 989 Hülfspostämter. 
Bei 225 Anstalten war mit dem Postdienste Telegraphendienst vereinigt. Seit 
dem ı. April 1900 sind die 280 Postämter, die von je einem Direktor ge- 
leitet werden, nach Mafsgabe ihres Geschäftsumfanges in 8 Klassen eingetheilt. 

Das bei den Postanstalten beschäftigte etatsmäfsige Personal bestand aus 
7477 Köpfen, davon wurden ausschliefslich im Postdienste 5473 Beamte und 
Unterbeamte, im vereinigten Post- und Telegraphendienste dagegen 2004 Be- 
amte und Unterbeamte verwendet. Unter dem Personal befanden sich 214 
weibliche Personen. 

Es wurden befördert: 

gewöhnliche Briefe: 
imlnländsverkehrenk RI PLR 72980639 Stück, 
nach und von dem Auslande...... 26703099 - 
zusammen. ... 99683 738 Stück. 


Im Verkehre mit Deutschland gelangten in beiden Richtungen zusammen 
11830430 Briefe zur Beförderung. 


Postkarten: 
a) einfache: 
NSV Er RENT Er a Zu gg de oun 46 293 318 Stück, 
nach und von dem Auslande ..... 9119817 - 


zusammen.... 55413 135 Stück. 
b) mit bezahlter Antwort: 


imelnlandsverkehrem® Ir RR 320542 Stück, 
nach und von dem Auslande ....... 738 NER 
zusammen.... 394 123 Stück. 


Der Verkehr mit Deutschland belief sich in beiden Richtungen zusammen 
auf 4780911 einfache Postkarten und auf 24490 Postkarten mit bezahlter 
Antwort. 

Einschreibbriefe: 
2 620 220 Stück, darunter nach und von Deutschland 487 591 Stück; 
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Briefe mit Werthangabe: j 
448735 Stück mit 186453283 fl. Deutschland war hieran be- 
theiligt mit 66 260 Werthbriefen zum Gesammtbetrage von 
34 810 070 fl.; 
Zeitungen und andere Drucksachen: 
156063477 Stück, darunter nach und von Deutschland 5 974 242 
Stück; 
Waarenproben: 
3 597359 Stück, darunter nach und von Deutschland 952921 Stück; 
Geschäftspapiere (nur im Auslandsverkehre zulässig): 
153189 Stück; 
Postanweisungen: 


eewer hre m et ée rg 3 723 879 Stück 
DIS e EE 55 365 848 fl., 

nach und von dem Auslande...... 591 128 Stück 
üben 12 971437 H. 

zusammen.... 4315007 Stück 


(lge EE Sek 


Am Auslandsverkehre war Deutschland betheiligt mit 301 272 Postan- 
weisungen über 5 850.020 fl. 

Postausweise (postbewijzen, ähnlich den englischen postal orders) sind 
48941 Stück zu 244422 fl. verausgabt worden. 

An Postaufträgen wurden im Inlandsverkehre 3 400 135 Stück zum Ge- 
sammtbetrage von 41 534.200 fl. eingeliefert; davon wurden 2 867 948 Stück 
über 35 033 293 fl. vom Bezogenen eingelöst. Im Auslandsverkehre wurden 
abgesandt 18913 Postaufträge über 583 845 fl. und gingen ein 35 291 Post- 
aufträge über ı 565588 fl., davon nach Deutschland 9 157 Stück über 
332266 fl., aus Deutschland 20275 Stück über ı 000 643 fl. 

Die Zahl der ausländischen Postabonnements auf niederländische 
Zeitungen und Zeitschriften betrug 3809 (davon 2997 deutsche), während 
in den Niederlanden 19097 Zeitungen und Zeitschriften vom Ausland 
(15 133 aus Deutschland) bezogen wurden. 


Postpackete (colis postaux) wurden befördert: 


DewirnerenmVerkelrenen. ae erf 4 180 240 Stück, 
nachgdems Auslander.. . 02.2 ai LANGA 
vom unenee ee T Zo mmer 


Nach Deutschland wurden versendet 116519 Stück, dagegen gingen von 
Deutschland ein 478 733 Stück. 

Fast bei allen Arten von Sendungen hat im Berichtsjahre gegenüber dem 
Jahre 1899 eine nennenswerthe Vermehrung stattgefunden. 


Das finanzielle Ergebnifs der Postverwaltung war: 


1900 1899 
Bnmabmenı.ge. ge eee ce 10 149 535 fl. 9 670405 fl. 
Ausgabe: paraad nt u Ads 7742436 - 7420092 - 
so dafs ein Ueberschufs verblieb von 2407 099 fl. 22,02 10 il. 


C. Telegraphie und Fernsprechwesen. 


Zur Beschleunigung des Telegrammverkehrs zwischen den Niederlanden 
und England haben die Telegraphenverwaltungen beider Länder für gemein- 


24 Das niederländische Post- und Telegraphenwesen im Jahre 1900. 


schaftliche Rechnung ein neues vieraderiges Unterseekabel von der Firma 
Henley’s Telegraph Works Company in North-Woolwich herstellen und durch 
das englische Kabelschiff »Monarch« zwischen Zandvoort und Lowestoft aus- 
legen lassen. Die Legung dieses dritten niederländisch-englischen Kabels be- 
gann am 8. Oktober 1900 von Zandvoort aus und war am 22. Oktober be- 
endet. Das Kabel hat eine Länge von 111,680 Seemeilen (206,831 km) und ist 
auf niederländischer Seite durch Landleitungen mit Amsterdam und Rotterdam 
verbunden. Eine Ader des neuen Kabels nebst den zugehörigen Anschlufs- 
leitungen nach London und Amsterdam ist ausschliefslich dem amerikanischen 
Telegrammverkehre vorbehalten. Auf dieser Leitung wird unmittelbar zwischen 
dem Telegraphenamt in Amsterdam und der Station der Anglo American 
Telegraph Company*) in London gearbeitet. 

Der niederländische Antheil an den Herstellungskosten für die neue Kabel- 
verbindung beträgt, mit Einschlufs der Kosten für die niederländischen Anschlufs- 
leitungen, 385 873 Gulden. 

Zwischen der niederländischen und der deutschen Telegraphenverwaltung 
ist die Bildung einer Grenzzone für den Sprechverkehr zwischen je zwei nicht 
mehr als 50 km in der Luftlinie von einander entfernten Fernsprechzentralen 
vereinbart. Für ein gewöhnliches Gespräch von drei Minuten in der Grenz- 
zone wird eine Gebühr von 60 Cent (1 Mark) erhoben. Für den deutsch- 
niederländischen Grenzverkehr sind im Laufe des Jahres 1900 folgende Fern- 
sprech-Verbindungsleitungen neu hergestellt worden: Venlo-Crefeld, Maastricht - 
Aachen und Venlo-Kaldenkirchen. 


Ferner ist unter Benutzung vorhandener Fernsprech-Verbindungsleitungen 
im Berichtsjahre zwischen einer gröfseren Zahl niederländischer Orte einer- 
seits und mehreren deutschen und belgischen Orten andererseits der Fernsprech- 
verkehr eingerichtet worden. 


Das niederländische Telegraphennetz umfafste Ende ı900 6164 km 
Linien mit 22884 km Leitungen; davon befanden sich 2657 km Linien und 
17 366 km Leitungen an Eisenbahnen. Gegen 1899 hat eine Vermehrung der 
Linien und Leitungen um 228 und 1144 km stattgefunden. In den 6164 km 
Linien sind 197 km unterirdische Kabel und 222 km Unterwasserkabel enthalten. 


Telegraphenanstalten waren vorhanden: 1004 (gegen 977 im Vorjahre), 
nämlich 254 Staats-Telegraphenanstalten, wovon 225 mit dem Postdienste 
vereinigt und 29 selbständige Telegraphenämter waren, 398 Staats-Fernsprech- 
anstalten, 7 See-Telegraphenanstalten und 345 Anstalten besonderer Unter- 
nehmungen. Die 254 Staats-Telegraphenanstalten sind ebenso wie die Post- 
ämter seit dem ı. April 1900 in 8 Klassen eingetheilt. Bei den Staats-Tele- 
graphenanstalten fanden Verwendung: 596 Morse-, 112 Hughes-, 4 Baudot- und 
ı8 Sounder-Apparate. Unter den Hughesapparaten befanden sich 8 für 
Duplexbetrieb. 

*) Diese Gesellschaft hat in Gemeinschaft mit den anderen nordtransatlantischen 
Kabelgesellschaften, um den niederländisch -amerikanischen und belgisch-amerika- 
nischen Telegrammverkehr an sich zu ziehen, bereits am ı. März 1899 die Worttaxen 
für Telegramme zwischen den Niederlanden und Belgien einerseits und Amerika 
andererseits durchweg um 35 Centimen {ı7!/, Cent) bz. 25 Centimen ermäfsigt. Die 
Deutsch-Atlantische Telegraphengesellschaft hat nun bei Inbetriebnahme ihres Kabels 
am 1. September ı900 dieselben ermäfsigten Taxen eintreten lassen, so dafs noch ein 
Theil des niederländischen und des belgischen Verkehrs über Emden-Azoren geleitet 
wird. Welchen Einflufs die Taxermäfsigung auf den Umfang des niederländischen 
Verkehrs ausgeübt hat, beweisen folgende dem Verwaltungsbericht entnommene Zahlen: 
1898 82753, 1899 90163, 1900 92143 Telegramme. 
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Das ausschliefslich im Telegraphen- und Fernsprechdiensfe verwendete 
Personal bestand Ende 1900 aus 1529 Beamten und Unterbeamten, darunter 
250 weiblichen Personen. Die Vorsteher der selbständigen Telegraphenämter 
führen die Bezeichnung »Direktor«. 

Im Berichtsjahre wurden verarbeitet Telegramme: 


Olm Tel wer 2799910 Stück, 
auslindischarne reelle ur 2593 962 - 


(davon 2 137 196 europäische, 130295 aufsereuropäische und 326471 Tele- 
gramme im Durchgange). 

Im Verkehre mit Deutschland sind 747 894 Telegramme gewechselt worden. 
Der niederländische Durchgangsverkehr umfafste fast ausschliefslich deutsch- 
englische Telegramme, nämlich 326051 Stück. 

Von den inländischen Telegrammen wurden aufgeliefert: 


bei Staats-Telegraphenanstalten ............ 24510946 Stück, 

a tiernsprechanstaltenteg eg 153 162 - 

- Anstalten besonderer Unternehmungen... 194802 - 
zusammen.... 2799910 Telegramme. 


Sowohl bei den inländischen als auch bei den ausländischen Telegrammen 
ist im Berichtsjahre gegenüber dem Jahre 1899 eine Zunahme zu verzeichnen; 
sie beträgt 3,07 und 3,7 v. H. 

Das interkommunale und internationale Fernsprechnetz bestand Ende 1900 
aus 1614 km Linie mit 11893 km Leitungen (davon längs der Eisenbahnen 
1389 km Linien mit 9594 km Leitungen). Gegen das Vorjahr hat eine Ver- 
mehrung der Leitungen um 1496 km stattgefunden. Von der Länge der Linien 
waren 77 km Erdkabel und 24 km Unterwasserkabel. 

Die Zahl der geführten interkommunalen Gespräche hat 699 443 be- 
tragen (ungefähr 45 v. H. mehr als im Vorjahre). 

Internationaler Fernsprechverkehr besteht nur mit Deutschland und 
Belgien. Die Zahl der Gespräche mit Deutschland betrug 15524 (nach 
Deutschland 6794, von Deutschland 8730), die der Gespräche mit Belgien 
16100 (nach Belgien 7333, von Belgien 8767). 

Das finanzielle Ergebnifs der Staats- Telegraphenverwaltung (Tele- 
graphie und Fernsprechwesen) war im Jahre ı900, wie auch im Vorjahre, 
kein günstiges, da die Einnahmen weit hinter den Ausgaben zurückblieben. 


Es betrug im Jahre ıgoo im Jahre 1899 
die Gesammtausgabe ...........-- 23477. 130,5, Ho EE f 
- Gesammteinnahme............ 2151346 - 2031944 - 
mithin ergab sich ein Fehlbetrag von ı 620 019 fl. 886 103 fi. 


Das deutsche Postgebäude in Peking. 


Seit Oktober 1900 besteht in Peking ein deutsches Postamt, das neuer- 
dings auch ein eigenes Heim, das erste reichseigene deutsche Postgebäude im 
Ausland, erhalten hat. Hervorgegangen ist diese Postanstalt aus dem Feld- 
postamte, das gleich nach dem Eintreffen des deutschen Marine-Expeditions- 
Kommandos in Peking eingerichtet und vorläufig in einem von seinen 
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chinesischen Bewohnern verlassenen und von den deutschen Truppen besetzten 
Gehöft untergebracht wurde. Die daselbst vorhandenen halb zerschossenen 
Lehmhütten wurden nothdürftig wieder hergerichtet und als Diensträume und 
Wohnstätten für die Postbeamten benutzt. Während des trockenen Winters 
reichten sie als Nothquartier auch allenfalls aus. Da sie indefs weder gegen 
den Regen noch gegen die Sonne genügenden Schutz boten und bei ihrer 
engen Bauart auch keinen Luftdurchzug gestatteten, so waren sie zum dauernden 
Aufenthalte für europäische Bewohner nicht geeignet. Dazu kam, dafs das 
Gehöft sowohl von der Gesandtschaftsstrafse wie von der Stadtmauer her 
nur durch eine enge Gasse zu erreichen war und den Anforderungen bequemer 
Zugänglichkeit nicht genügte. Nachdem die Einrichtung eines ständigen deutschen 
Postamts in Peking beschlossen worden war, mufste daher auf die Beschaffung 
anderer Räumlichkeiten Bedacht genommen werden. 


Den Bemühungen des neu ernannten deutschen Gesandten Herrn Mumm 
von Schwarzenstein ist es zu danken, dafs trotz mannigfacher Schwierig- 
keiten die Aufgabe eine glückliche Lösung fand. Herr von Mumm hatte 
sogleich nach seiner Ankunft in Peking, um sich genügendes Terrain zur 
Vergröfserung des Gesandtschaftsgrundstücks zu sichern, die an letzteres an- 
stofsenden, von den Chinesen verlassenen Gehöfte als von der Gesandtschaft 
okkupirt erklärt. Diese waren alsbald nach Vertreibung der Boxer von 
Europäern in Besitz genommen worden und es bedurfte längerer Unterhand- 
lungen, um sie frei zu machen. Eins dieser Gehöfte, in dem sich ein 
Angestellter der russisch-chinesischen Bank festgesetzt hatte, wurde von der 
deutschen Gesandtschaft unentgeltlich zum Postbaue hergegeben. 


Das etwa 14a grofse Grundstück eignet sich nach Lage und Zugänglichkeit 
vorzüglich für Postzwecke. Auf zwei Seiten von Strafsen begrenzt, liegt es 
ziemlich in der Mitte des Gesandtschaftsviertels in unmittelbarer Nähe des 
Bahnhofs und stöfst auf den beiden anderen Seiten an die Grundstücke der 
Europäischen Hotelgesellschaft und der deutschen Gesandtschaft. Die dort 
vorhandenen Gebäulichkeiten konnten nicht weiter benutzt, sondern mufsten 
abgebrochen werden. Hiermit sowie mit dem Neubaue des Posthauses wurde 
der deutsche Bauunternehmer Regierungsbaumeister Schiele betraut, der die 
Gesammtarbeiten und Lieferungen für 16450 mexikanische Dollars, d. s. rund 
etwa 37 000 Mk., übernahm. 


Das Posthaus selbst, ein rechtwinkeliger Bau von 21 m Länge und 10 m Tiefe, 
erstreckt sich genau von Westen nach Osten. Die Haupträume liegen an der 
Südseite. Das Gebäude ist, weil nach den gemachten Erfahrungen Schlaf- 
räume, die eine Treppe hoch liegen, gegen Malaria geschützter sind als solche 
zu ebener Erde, von vornherein zweigeschossig errichtet worden und enthält 
im Erdgeschosse die Postdienst-, im zweiten Geschosse die Wohnräume für 
zwei Postbeamte. Der Zugang zu den Diensträumen ist auf der Westseite 
angeordnet. Man gelangt zunächst in einen rund ı5 qm grofsen Schalterraum, 
an den sich nach Osten das Annahmezimmer anschliefst, dem dann das 
Abfertigungs- und Entkartungszimmer und zuletzt die Packkammer folgen. 
Jeder dieser drei Diensträume ist etwa 30 qm grofs. Die Packkammer hat 
einen besonderen Ausgang nach dem südlichen Hofe hin. Nördlich von 
diesen Hauptdiensträumen liegen zwei Nebenräume und der Treppenaufgang 
zum zweiten Geschosse, letzterer ebenfalls mit besonderem Zugang, und zwar 
vom nördlichen Hofe her. Im Obergeschosse befinden sich, genau den 
unteren Räumen entsprechend, zunächst eine Veranda — über dem Schalter- 
raume —, daran anschliefsend das gemeinschaftliche Wohn- und Speisezimmer — 
über dem Annahmeraum — und zuletzt zwei Schlafzimmer, von denen je 
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ein Baderaum abgetrennt ist. Nördlich von diesen Zimmern sind an Neben- 
räumen ein Anrichteraum mit Speisekammer und ein Vorraum mit Kleider- 
ablage vorgesehen. Die Wohnräume werden den Beamten, die einen Wohnungs- 
geldzuschufs nicht beziehen, als Dienstwohnungen ohne Entgelt überlassen. 
Das Dachgeschofs ist nicht ausgebaut, aber begehbar und auch zur Lagerung 
leichter Gegenstände zu benutzen. Küche und Stallungen befinden sich neben 
bz. hinter dem Hauptgebäude. 

Der Bau ist als Ziegelsteinrohbau in gefälligen Formen ausgeführt. Hau- 
steine sind nur zu den äufseren Freitreppen verwendet. Das Fundament 
besteht aus dem landesüblichen Stampfkalk, d. h. aus einer Mischung von 
Kalk und Erde, die in waagerechten Schichten von je ca. 30 cm Höhe ab- 
wechselnd eingebracht und festgestampft wird. Die Aufsenmauern sind im 
Erdgeschosse 2, im Obergeschosse 1!/, Stein stark. Das Mauerwerk selbst ist 
in landesüblicher Weise ausgeführt, wobei die unteren Fugen mit Mörtelbrei 
ausgegossen sind. Als Holz hat chinesisches Weichholz Verwendung gefunden. 
Die Dachdeckung besteht aus Wellblechplatten auf rauher Bretterschalung. 
Längs der Strafsen im Süden und Westen ist das Grundstück durch eine 
Mauer nach Art der Umfassungsmauer der deutschen Gesandtschaft abgeschlossen. 

Am 15. September 1901 wurde das neue Posthaus, das in der Zeit von 
sechzehn Wochen erbaut worden ist, in Gegenwart der Mitglieder der deutschen 
Gesandtschaft, des Kommandeurs der Schutzwache und einiger Offiziere sowie 
des Vertreters der Reichspostverwaltung in Ostasien, Postraths Puche, feierlich 
eingeweiht. An der Feier betheiligte sich auch die Kapelle der Besatzungs- 
brigade, die von dem Brigade-Kommandeur in Tientsin zur Verfügung gestellt 
war. Nach Ansprachen des deutschen Gesandten und des Postraths Puche 
übergab der Erbauer des Hauses, Regierungsbaumeister Schiele, das Gebäude 
an den Postsekretär Kohler, den Vorsteher des Postamts, der die Räume im 
Namen der deutschen Reichs-Postverwaltung übernahm. 


Postdampfschiffverbkindung Warnemünde-Gedser. 


Die Eröffnung des Dampffährenbetriebs auf der Linie Warnemünde -Gedser, 
die nach den Mittheilungen im Archiv von 1899 S. 24 bereits für den 
Sommer 1901 erhofft wurde, hat sich durch die Schwierigkeiten, die sich 
dem Projekt auf dänischer und mecklenburgischer Seite entgegenstellten, ver- 
zögert. Das Folkething verwarf in der Reichstagssession von 1899 die Vor- 
lage über die erste Rate der für das Projekt dänischerseits aufzuwendenden 
Kosten. Am 25. April 1900 wurde jedoch die von der Dänischen Regierung 
wieder eingebrachte Vorlage von den beiden Kammern unter der Bedingung 
angenommen, dafs die Hälfte der Gesammtkosten von Mecklenburg getragen 
würde. Nach der am 7. Dezember 1898 von dem mecklenburgischen Landtag 
angenommenen Regierungsvorlage sollte die Stadt Rostock zu den mecklen- 
burgischen Gesammtkosten im Betrage von 6 353 500 Mark 550 000 Mark bei- 
tragen und aufserdem den für die Neubauten in Warnemünde erforderlichen 
Grund und Boden unentgeltlich hergeben. Die Uebernahme dieser Verbind- 
lichkeiten lehnte jedoch der Magistrat und die Bürgerschaft von Rostock ab. 
Nachdem der mecklenburgische Landtag noch weitere 800 000 Mark für die 
Anlage bewilligt hatte, kamen auch die Verhandlungen mit der Stadt Rostock 
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zu einem befriedigenden Abschlusse. Nach Mittheilungen der »Allgemeinen 
Marine-Correspondenz« ist die Stadt Rostock an dem Projekte mit 350 000 
Mark betheiligt; die Herstellung der erforderlichen Hafenbauten in Warne- 
münde ist der Stadt Rostock selbst übertragen und es ist ihr zu diesem 
Zwecke von der Mecklenburgischen Regierung eine Bausumme in Höhe von 
3 150000 Mark zur Verfügung gestellt. Für den von der Generaldirektion 
der mecklenburgischen Eisenbahnen auszuführenden Bahnhofsbau in Warne- 
münde sind ı 550 000 Mark veranschlagt. Die Hafenverhältnisse daselbst er- 
fahren auf Grundlage des Fährenprojekts eine gänzliche Umgestaltung. Der 
seitherige Hafen kommt für grofse Seeschiffe in Wegfall; statt dessen wird 
ein neuer, von zwei Molen eingeschlossener Vorhafen angelegt, der mit dem 
Flufslaufe der Unterwarnow durch einen Kanal in Verbindung gebracht wird. 
Diese umfangreichen baulichen Veränderungen und Neubauten sollen spätestens 
bis zum Oktober 1904 beendet werden. Neuerdings gibt man jedoch der 
Hoffnung Raum, schon im Herbst 1903 den Fährenbetrieb eröffnen zu 
können. 

Mit dem Fährenbetriebe wird auch eine wesentliche Verbesserung der 
Postbeförderung eintreten. Nach dem von der Reichspostverwaltung mit der 
Mecklenburgischen Regierung neu abgeschlossenen Vertrage werden direkte 
Bahnpostwagen zwischen Berlin und Kopenhagen verkehren, die zwischen 
Warnemünde und Gedser auf den Fähren, die eine nutzbare Gleislänge von 
70 bis Bom haben sollen, überführt werden. In Folge dessen wird das 
Umladen «der Post in Warnemünde und Gedser, wodurch für die Packete an 
beiden Orten ein durchschnittliches Ueberlager von je 12 Stunden eintrat, 
nicht mehr nöthig sein. Die Verkürzung der Beförderungsdauer für einen 
grofsen Theil des deutsch-dänischen Packetverkehrs um einen ganzen Tag ist 
ein schöner Erfolg. 

Die Zahl der Reisenden auf der Linie Warnemünde-Gedser betrug im Rech- 
nungsjahr 1897/98 35407 und ist auf 43541 im Jahre 1900/1901 gestiegen. 
Der tägliche Durchschnitt betrug im Jahre 1897/98: 97, im Jahre 1898/99: 109, 
im Jahre 1899/1900: 114, im Jahre 1900/1901: 119 Personen. Die Steige- 
rung ist also stetig und auch in dem laufenden Rechnungsjahre für die rück- 
liegenden Monate eingetreten. Der Packetverkehr wies im Jahre 1899/1900 
die stattliche Zahl von 231 292 Stück auf und ist im Jahre 1900/1901 auf 
239 578 Stück gestiegen. Auch der Frachtverkehr weist eine erfreuliche Zu- 
nahme auf. 


KLEINE MITTHEILUNGEN. 


Dampfschiffahrt. Die bekannte französische Dampfschiffahrts - Gesellschaft 
»Compagnie des Messageries Maritimes«, welche Linien zwischen 
Frankreich und Indien, China, Japan, Australien und Neu-Caledonien, Ost- 
afrika, den französischen Besitzungen im Indischen Ozean und den Ländern 
am östlichen Theile des Mittelmeers sowie nach Brasilien und den La Plata- 
Ländern unterhält, konnte unlängst auf eine fünfzigjährige Thätigkeit zurück- 
blicken. Zur Zeit ihrer Gründung, im Jahre 1851, bestand ihre Flotte aus 
19 Schiffen mit einem Raumgehalte von 13 564 Tonnen. Am 31. Dezember 1900 
besafs die Gesellschaft 62 Dampfer mit einem Raumgehalte von 246 277 Tonnen 
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und einer Gesammt-Maschinenstärke von 207 550 Pferdekräften. Die An- 
schaffungskosten dieser Flotte haben 190 586 045 Fres. betragen; abgeschrieben 
waren bis Ende 1900 89 972 689 Frcs., so dafs der Buchwerth der Schiffe 
sich zu diesem Zeitpunkt auf 100613 356 Frcs. belief. Der Buchwerth der 
Grundstücke, Werkzeuge und Maschinenanlagen betrug ı2 712 788 Frcs; der 
der Vorräthe an Kohlen, Lebensmitteln und sonstigen Verbrauchsgegenständen 
9 343 368 Fres. 

Das Aktienkapital, Go 000 000 Frcs. in 120000 Stück zu 500 Frcs., ist 
gegen 1899 unverändert geblieben. Von dem Soll an Obligationen, ebenfalls 
120 000 Stück zu 500 Frcs., verzinslich mit 3'/, v. H., waren 106 758 Stück 
im Umlaufe. Die Ausgaben aus dem Versicherungsfonds beliefen sich im 
Jahre 1900 auf 369 200 Frcs. Der Reservefonds (6 000 000 Frcs.) steht auf 
der gesetzlich vorgeschriebenen Höhe von 10 v. H. des Aktienkapitals. 

Von den Dampfern der Gesellschaft wurden im Jahre 1900 3 043 392 See- 
melen zurückgelegt, und zwar 1610991 Seemeilen auf subventionirten, 
1 432 401 Seemeilen auf nicht subventionirten Strecken. 

An Subvention erhielt die Gesellschaft: 

für die"Mittelmeerlinien ee nenn. 1 351 665 Fres., 
für die ostasiatischen Linien (r4tägige Fahrten nach 

Yokohama, Anschlüsse nach Batavia, Saigon und 

REENERT, end EI EI TREUEN 6085 031 - 
für die australische Linie (vierwöchentliche Fahrten).. 3 107 936 - 
für die Linien nach Ostafrika, Madagaskar und Mauritius 1 924 640 - 


Im Ganzen .... 12 469 272 Fres. 


Die Geschäftsergebnisse des letzten Jahres waren in Folge der hohen 
Kohlenpreise (2 253 758 Frcs. Mehrausgaben gegen 1899) sowie in Folge von 
Arbeiterausständen in Marseille und Bordeaux und von vielfachen Quarantäne- 
mafsregeln gegen das gelbe Fieber und gegen die Pest nicht günstig. Es 
wurden deshalb für 1900 auf die Schiffe nur 2!/, v. H. abgeschrieben, gegen 
5 v. H. in den Vorjahren. Im Ganzen betrugen 


die Einnahmen (einschl. des Uebertrags von 1899)..... 72 191 141 Fres., 
die Ausgaben (einschl. der Abschreibungen) ........... 67 581 200 - 
der Ueberschufs .... 4 609 941 Frcs., 
davon ab Obligationszinsen k asee e aa a a a TE Na 
mithin Reingewinn .... 2 737 568 Frcs. 


Hieraus erhielten die Aktionäre eine Dividende von 22 Frcs. 50 Cts. auf 
die Aktie = As v. H. Der Rest von 37 568 Frcs. wurde auf die Rechnung 
für root übertragen. 


Die Studiengesellschaft für elektrische Schnellbahnen in Berlin 
verfolgt bekanntlich das Ziel, durch Versuche festzustellen, welche Einrich- 
tungen sowohl an der Bahn wie an den Fahrzeugen getroffen werden müssen, 
wenn die Geschwindigkeit der letzteren erheblich über die bisher eingehaltene 
Grenze hinaus gesteigert werden soll. Als höchste dabei anzustrebende Fahrt- 
geschwindigkeit waren 200 km in der Stunde angenommen. Die Mittel zur 
Durchführung der Versuche sind von den vorzugsweise betheiligten grofsen 
Banken und Elektrizitäts- Gesellschaften sowie einigen ihnen nahestehenden 
sonstigen Firmen aufgebracht worden; andererseits hat eine ganze Reihe nam- 
hafter Fachleute ihre Erfahrung und Arbeitskraft unentgeltlich in den Dienst 
des bedeutsamen Unternehmens gestellt. Insbesondere ist es von verschiedenen 
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technischen Behörden durch Abordnung sachkundiger Vertreter gefördert 
worden; die wichtigste Beihülfe hat es seitens der Eisenbahnbrigade erfahren, die 
mit Genehmigung des Kriegsministers das Gleis der Militär-Eisenbahn von 
Marienfelde bis Zossen für die Schnellversuche darbot. Ueber die letzteren, 
die Anfangs September v. J. begonnen wurden, übergiebt die Gesellschaft die 
folgenden Mittheilungen der Oeffentlichkeit. 

Versuche mit zwei Schnellbahnwagen fanden zunächst unter Vorspann einer 
Lokomotive statt, um die Wagen einzufahren und in ihren einzelnen Theilen 
reguliren zu können. Nach Beendigung der Vorversuche wurde mit den 
elektrischen Fahrten begonnen. Anfangend mit einer Geschwindigkeit von 
50 km in der Stunde, steigerte man diese nach und nach auf 100, 120, 140 km 
und erreichte eine Höchstleistung von 160 km in der Stunde, bei einer Spannung 
des elektrischen Stromes in der Speiscleitung von mehr als 10.000 Volt. Auf 
europäischen Eisenbahnen ist mit mehr als 130 km Geschwindigkeit bisher 
nicht gefahren worden und die gröfste auf amerikanischen Bahnen erreichte 
Geschwindigkeit soll 140 km in der Stunde betragen haben. Die Versuche 
sind günstig verlaufen und haben zu wichtigen Beobachtungen über die 
Schnelligkeit des Anfahrens und des Bremsens bei gröfster Geschwindigkeit, 
über die Sichtbarkeit der Signale, über den Kraftverbrauch, den Luftwider- 
stand u. s. w. Gelegenheit gegeben. Die elektrischen Leitungen, die Ein- 
richtungen zur Stromabnahme, die elektrischen Apparate sowie die Wagen 
selbst haben sich vorzüglich bewährt, so dafs in dieser Beziehung die An- 
wendung von noch gröfseren Geschwindigkeiten unbedenklich erscheint. 
Dagegen wird der Oberbau der Militär-Eisenbahn, der übrigens gut und 
normal ist, nach den gemachten Beobachtungen für eine stärkere Inanspruch- 
nahme nicht für genügend widerstandsfähig erachtet. Bevor die Versuche 
weitergeführt werden können, sind deshalb im Interesse der Sicherheit eine 
Verstärkung des Gleises und eine Verbesserung der Bettung auf der Versuchs- 
strecke erforderlich. Ueber den Umfang und die Art der Ausführung dieser 
Arbeiten werden zur Zeit Erhebungen angestellt. 


Selbstfahrer und Strafsenlokomotiven im Kaisermanöver. Mit 
der Verwendung mechanischer Zugkräfte für militärische Zwecke sind im letzten 
Kaisermanöver wiederum umfangreiche Versuche gemacht worden. Für die 
Würdigung der Ergebnisse sei vorausgeschickt, dafs die Strafsen des Manöver- 
geländes zwar gut gehalten, in Folge des andauernden Regens jedoch auf- 
geweicht und schlüpfrig, Wiesen und Aecker dagegen fast durchweg für 
schwere Wagen kaum befahrbar waren. 

Die benutzten Fahrzeuge lassen sich eintheilen in Selbstfahrer für Personen- 
beförderung, in selbstfahrende Lastwagen und in Strafsenlokomotiven. 

Die Selbstfahrer für Personenbeförderung waren sämmtlich mit 
Benzinmotoren versehen und für drei bis sechs Personen eingerichtet. Es 
wurden zehn verschiedene Wagen erprobt, die in ihrer Bauart und in ihrem 
äufseren Ansehen sehr erhebliche Unterschiede zeigten. Sieben davon waren 
Eigenthum der Militärverwaltung, drei hatte die elsässische Firma Dietrich zu 
Versuchszwecken zur Verfügung gestellt, darunter einen Wagen, der bereits bei der 
Wettfahrt Paris- Berlin Verwendung gefunden hatte. Die Geschwindigkeit betrug 
40 bis 65 km in der Stunde. Hauptsächlich wurden die Wagen zur Befehls- und 
Nachrichtenübermittelung zwischen den einzelnen Stäben und den vorgeschobenen 
Truppenabtheilungen benutzt. Mehrere der Fahrzeuge haben sich nach dem 
Urtheile der die Versuche leitenden Offiziere als durchaus kriegstüchtig erwiesen. 
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Unter Lastselbstfahrern werden Fahrzeuge verstanden, bei denen — 
im Gegensatze zu den Strafsenlokomotiven — die zur Erzeugung der treibenden 
Kraft erforderlichen und die zur Aufnahme der Last dienenden Einrichtungen 
auf einem Wagen vereinigt sind. Bei dem Manöver befanden sich u. A. zwei 
Thornycroft’ sche Dampfrollwagen im Betrieb, denen die Aufgabe zufiel, den 
Truppen aus den Magazinen den Verpflegungsbedarf nachzuführen. Auch die 
anderen Lastselbstfahrer wurden durch Wasserdampf betrieben. Das Ergebnifs 
wird dahin zusammengefafst, dafs die Lastselbstfahrer noch erheblicher Ver- 
besserungen bedürfen, bevor sie als brauchbare Kriegsiahrzeuge bezeichnet 
werden können. 

Von Strafsenlokomotiven wurden zwei Fowler’sche Lokomotiven 
(Maltamuster) von je 6 t Gewicht (Wasser und Heizstoff eingerechnet) ver- 
wendet, von denen jede drei beladene, schwere Lastwagen gewöhnlicher Art 
zog. Während die Fahrt auf den Strafsen im allgemeinen glatt von statten 
ging, entstanden Schwierigkeiten, wenn es galt, die Wagen auf die auf- 
geweichten Biwakplätze zu führen. Hier mufsten die Strafsenlokomotiven 
zunächst allein auf den Platz fahren, um dann als Lokomobilen mittelst eines 
Drahtseils die Lastwagen einzeln zu sich herüberzuziehen. Weniger bewährte 
sich der bei der französischen Heeresverwaltung bereits in gröfserem Umfang 
eingeführte Scotte’sche » Tracteur«. 
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Handbuch der Gesetzgebung in Preufsen und dem Deutschen 
Reiche. Herausgegeben von Graf Hue de Grais, Wirkl. Geh. 
Oberregierungsrath, Regierungspräsidenten a. D. Berlin. Verlag von 
Julius Springer. 1901. 


Der durch sein verdienstvolles „Handbuch der Verfassung und Verwaltung 
in Preufsen und im Deutschen Reiche“ auch in den Kreisen unserer Berufs- 
genossen bekannte und geschätzte Verfasser bietet, unter Mitwirkung hervor- 
ragender Sachkundiger, in dem neuen Unternehmen ein weiteres Werk, das 
berufen ist, ungemein wichtige Dienste zu leisten. Es ist in 26 Theilen, wie 
folgt, geplant: das Deutsche Reich; auswärtige Angelegenheiten; Heer und 
Kriegsflotte; der preufsische Staat (Staatsverfassung und Staatsbehörden, Staats- 
beamte, Finanzverwaltung des Staates und Kommunalverbände); direkte 
Steuern; indirekte Steuern (Stempelsteuer, Zölle und Verbrauchssteuern); das 
Bürgerliche Recht; Gerichtsordnung; Strafrecht; Polizei; Gesundheitswesen; 
Bauwesen; Armenwesen; Kirche; Unterricht; Bergwesen; Land- und Forst- 
wirthschaft; Viehzucht und Thierheilwesen; Jagd; Fischerei; Handel und 
Gewerbe; Arbeiterversicherung; Schiffahrt; Wege; Eisenbahnen; Post und 
Telegraphie. 

An seine umfassende Aufgabe ist der Herausgeber in der Erwägung 
herangetreten, dafs unsere Gesetze und die zu ihrer Ausführung erlassenen 
Vorschriften sich in zahlreichen Sammlungen zerstreut finden, deren jede 
wieder eine lange Reihe von Bänden umfafst. Wird dadurch, so führt er 
aus, schon das Auffinden der einzelnen Bestimmungen erheblich erschwert, 
so bieten diese, wenn sie gefunden, auch nicht die gewünschte Auskunft, 
weil sie durch spätere Vorschriften ergänzt oder abgeändert sind oder erst durch 
besondere Ausführungsvorschriften verständlich und anwendbar werden. Hier 
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soll das neue Werk Abhülfe schaffen und die Gesetzgebung in Preufsen 
und dem Deutschen Reiche allen Betheiligten zugänglicher machen. 

Die Bestimmungen werden zu diesem Zwecke in der vorstehend gekenn- 
zeichneten Vertheilung auf die Einzelgebiete des staatlichen 
Lebens zur Darstellung gebracht. Diese Vertheilung wie die Eintheilung der 
einzelnen Gebiete ist so geordnet, dafs jede Bestimmung leicht aufgefunden 
werden kann. Das Zusammengehörige wird auf solche Weise zusammen- 
hängend erörtert und alle Beamte und Laien, die sich in ihrer T'hätigkeit 
vorwiegend auf ein bestimmtes Gebiet angewiesen sehen, finden — da jedes 
Gebiet selbständig bearbeitet wird und einzeln käuflich ist — sämmtliche sie 
unmittelbar angehenden Bestimmungen in einem handlichen Bande vereinigt. 
Da aufserdem alle Gebiete nach einheitlichen Grundsätzen gleichartig bearbeitet 
sind, so kann Jeder, der einen Theil benutzt hat, sich ohne weiteres in 
jedem anderen zurecht finden. 

Die Einzelgebiete sind in Abschnitte getheilt, deren Einleitungen einen 
Ueberblick über die darin behandelten Gesetze bieten. Es folgen sodann die 
in Betracht kommenden Hauptgesetze in geordneter Uebersicht. Die nur zu 
ihrer Ergänzung oder Ausführung erlassenen Gesetze, Verordnungen und An- 
weisungen sind dagegen entweder in Anmerkungen — die minder wichtigen 
nur dem Inhalte nach — abgedruckt oder, wenn sie umfangreicher sind, den 
Hauptgesetzen als Anlagen in der Reihenfolge angefügt, in der in den Haupt- 
gesetzen auf sie verwiesen wird. Die Anmerkungen sollen aufserdem alle 
sonstigen für das Verständnifs und die Anwendung erforderlichen Erläuterungen 
geben. Sie enthalten deshalb neben der Darlegung der Entstehung, Bedeutung 
und Eintheilung der Gesetze Hinweise auf andere Vorschriften, die mit den be- 
handelten Bestimmungen in Zusammenhang stehen, ferner alle dazu ergangenen, 
grundlegenden Entscheidungen der höchsten Gerichte und Verwaltungsbehörden, 
endlich die Hauptergebnisse, welche Wissenschaft und praktische Handhabung 
darüber gefördert haben. 

Jedem Theile oder Bande wird ein chronologisches Verzeichnifs der 
Bestimmungen und ein alphabetisches Sachverzeichnifs beigegeben. 

Der zunächst erschienene erste Theil des Gesammtwerkes enthält in sechs 
Abschnitten alle das Deutsche Reich in seiner Gesammtheit (das Reichs- 
staatsrecht) betreffenden Bestimmungen. Ausgeschlossen sind nur solche Vor- 
schriften, die in besondere Gebiete, namentlich in das der auswärtigen 
Angelegenheiten, des Heeres und der Kriegsflotte u. s. w., fallen. An die 
Darstellung der Reichsverfassung schliefst sich die der besonderen 
Bestimmungen über die Reichsangehörigkeit (deren Erwerb und Verlust, 
Freizügigkeit und Auswanderung) und den Reichstag. Hierauf folgen die 
Reichsbehörden und Reichsbeamten, die Reichsfinanzen (Haushalt, 
Vermögen und Schulden) und die Verfassung und Verwaltung des Reichs- 
landes Elsafs-Lothringen. — 

Das dankenswerthe, zeitgemäfse Unternehmen darf, wie die obigen Dar- 
legungen erkennen lassen, des lebhaftesten Interesses weiter Kreise sicher sein. 


BERLIN. GEDRUCKT IN DER REICHSDRUCKEREL 


